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Staatsſozialismus. 


In den Reihen der Mitgliedjchaft des 
Deutſchen Nationalausſchuſſes iſt ein Zwiſt aus⸗ 
gebrochen, der als ſolcher vielleicht noch beige⸗ 
legt werden kann, aber auch dann eine gewiſſe 
grundſätzliche Bedeutung behält. Fünf hervor⸗ 
ragende Mitglieder der Schwerinduſtrie ſind 
unter Bezugnahme auf eine Stelle in der Rede 
ausgetreten, die Exzellenz Harnack im Rahmen 
der Veranſtaltungen des Nationalausſchuſſes 
am 4. Auguſt in Berlin gehalten hatte. Die 
getreffende Stelle lautet: „Das zweite große 
Ziel iſt die Herſtellung einer deutſchen Gemein⸗ 
wirtſchaft, d. h. einer wirklich nationalen Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft .... Der Krieg hat den uner⸗ 
träglichen Mißſtand aufgedeckt, unter dem wir 
hier leiden. Was haben wir vor dem Kriege 
beſeſſen? Eine internationale Privatwirtſchaft 
und neben ihr auf einigen Gebieten eine gut 
arbeitende fiskaliſche und militäriſche Staats⸗ 
wirtſchaft. Was haben wir im Kriege erlebt? 
Die fiskaliſche und militäriſche Staatswirtſchaft 
erweiterte ſich und arbeitete in umfaſſender 
Weiſe, geleitet von genialen Männern, bald 
ausgezeichnet. Aber dagegen: Die internatio⸗ 
nale Privatwirtſchaft brach zuſammen. Die 
ausländiſche Konkurrenz fiel fort und eine un⸗ 
bekümmerte, lediglich auf Profit geſtimmte, 
heimiſche Privatwirtſchaft trat in weiten Kreiſen 


an ihre Stelle. Wucherei und Hamſterei wuch⸗ 
ſen auf. Und vom Geiſte des Auguſt 1914 
war hier wenig mehr zu ſpüren. Ich klage nicht 
einzelne an, obwohl einzelne es verdienten. Ich 
klage das ganze Syſtem an, dem ſie unterlagen. 
Das Syſtem, welches den vollen Handels- 
egoismus und das rückſichtsloſe Verdienen 
auch im Krieg erlaubt, weil man hier über⸗ 
haupt Grenzen nicht gekannt hat und kennt. 
Wenn es nun gewiß iſt, daß wir das in einem 
Krieg nicht wieder erleben dürfen, ſo muß man 
ſchon im Frieden eine große Aenderung ins Auge 
faſſen. Dieſe kann ſich nur auf der Linie be⸗ 
wegen, auf der einige bedeutende Betriebe un⸗ 
ſerer nationalen Wirtſchaft ſchon ſtehen. Ich 
denke an die Bergwerke, die Kohlen, den Forſt⸗ 
betrieb. Gemiſchte Unternehmungen brauchen 
wir hier in großer Zahl, an denen der Staat 
oder die Kommunen beteiligt ſind. Nirgendwo 
ſoll der friſche Unternehmerſinn und die private 
Verantwortlichkeit ausgeſchaltet werden; aber 
an den Bedürfniſſen und dem Wohle des Ganzen 
ſoll ſie ihre Grenzen finden. Dies kann nur 
die Gemeinſchaft, repräſentiert durch den Staat, 
beſtimmen.“ 

Wenn die aus dem Nationalausſchuß aus⸗ 
getretenen Induſtriellen in den Worten Harnacks 
eine Beleidigung der deutſchen Privatinduſtrie 


ſehen, fo ſcheint fich das nur durch einen Irrtum 
über den Wortlaut ſeiner Ausführungen zu 
erklären. Denn wie immer man ſich zum ſach⸗ 
lichen Inhalt der angezogenen Stelle ſeiner 
Rede ſtellen mag, mindeſtens die Abſicht der 
Beleidigung iſt aus ihr nicht erkennbar. Nun 
ſind allerdings in einzelnen Zeitungen Berichte 
über die Rede veröffentlicht worden, die nicht 
ganz einwandfrei waren und in einigen Provinz⸗ 
blättern auch ſchon zu erregten Kommentaren 
geführt haben. Dieſe Auszüge und Kommen⸗ 
tare ſcheinen die Grundlage für die Austritts⸗ 
erklärung der Induſtriellen abgegeben zu haben. 
Vielleicht hat zu ihrem Entſchluß auch eine 
gewiſſe Gegenſätzlichkeit mitgewirkt, die zwiſchen 
der preußiſchen Induſtrie und einem Miniſterium 
augenblicklich beſteht. Da die Beziehungen Har⸗ 
nacks zu den leitenden Stellen des Preußiſchen 
Staates bekannt ſind, haben die Herren ver⸗ 
mutlich gemeint, Harnack habe irgendwie in 
höherem Auftrag eine programmatiſche Erklä⸗ 
rung an jenem Abend abgegeben. 

Wie ſich dies auch verhalten mag, in 
ſachlicher Hinſicht ſind Harnacks Ausführungen 
nach verſchiedenen Richtungen hin zu bean⸗ 
ſtanden. Gerade dann, wenn man im End⸗ 
effekt in mancher Hinſicht dasſelbe will, wie er 
andeutet. Man hat in dieſem Kriege mit den 
Reden von Profeſſoren im allgemeinen keine zu 
günſtigen Erfahrungen gemacht. Gerade die 
Vertreter der Wiſſenſchaft ſind es ja ſonſt be⸗ 
ſonders, die namentlich den Journaliſten immer 
den Vorwurf mangelnder Gründlichkeit machen 
und gegen ſie die Klage erheben, ſie redeten zu 
viel von Dingen, die ſie eigentlich nicht recht 
beherrſchen. Nun, der Journaliſt kann ſehr 
wohl einmal in der Haſt der Tagesarbeit 
daneben greifen. Er will als Zeitungsſchreiber 
kein Wiſſenſchaftler ſein. Aber der Wiſſen⸗ 
ſchaftler ſoll, wenn er Artikel in die Zeitungen 
lanciert oder Reden hält, ſich ſeines wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Charakters immer bewußt bleiben. 
Und er ſoll, lieber einmal darauf verzichten, zu 
einer politiſchen Tagesfrage das Wort zu 
ergreifen, als daß er ſich den Vorwurf man⸗ 
gelnder Gründlichkeit zuzieht. Das hätte ſich 
beſonders Herr Profeſſor Harnack ſagen müſſen, 
als er — ein Theologe — über volkswirt⸗ 
ſchaftliche Dinge zu ſprechen anhub. Auch an 
dieſer Stelle wollen wir der großen Bedeutung 
Harnacks für die deutſche Wiſſenſchaft unſere 
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Anerkennung nicht verſagen. Aber bei allem 
Reſpekt vor dieſer Bedeutung hätte ich doch 
gewünſcht, daß gerade er bei der Beurteilung 
wirtſchaftlicher Erſcheinungen ſeinen Kollegen 
von der ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät den 
Vortritt überlaſſen hätte. Gewiß, Harnack 
knüpft an eine Erſcheinung an, über 
die zu ſprechen jeder Staatsbürger das Recht 
hat. An Hamſterei und Wucher. Dieſe beiden 
Formen des ſtaatsbürgerlichen Egoismus haben 
ſich in den Jahren dieſes Krieges erſchreckend 
bemerkbar gemacht. Es iſt Harnack auch darin 
zuzuſtimmen, daß es ſich hier um Auswüchſe 
der Privatwirtſchaft handelt. Aber wenn es 
nur um dieſe Dinge ginge, ſo würden die unter 
dem Kriege beſonders harten Strafparagraphen 
zu ihrer Bekämpfung durchaus genügen, und 
man brauchte nicht an eine Reform der Privat⸗ 
wirtſchaft für die Zukunft zu denken. Es iſt 
auch weiter vollkommen richtig, wenn Harnack 
eine Reihe von wucheriſchen Erſcheinungen in 
Zuſammenhang bringt damit, daß viele unter 
uns das Profitintereſſe allem anderen vor⸗ 
anſtellen und der Meinung huldigen, es gäbe 
für das Verdienen keine Grenzen und keine 
Rückſicht. Mit all dem kann man ſich einver⸗ 
ſtanden erklären, wenn es ſich nur darum han⸗ 
delte, die Eigenſucht gewiſſer Kriegslieferanten 
namentlich der vielen wie Pilze aus der Erde 
geſchoſſenen Gelegenheitshändler und Gelegen- 
heitsfabrikanten zu geißeln. Da es ſich hier um 
eine ethiſche Wertung dieſer Vorgänge handelt, 
ſo kann man gerade dem Theologen Harnack 
nicht einmal das Recht zu ſolchen Vorhaltungen 
abſtreiten. 

Aber in einem Punkt erſcheinen die Aus⸗ 
führungen Harmacks nicht unbedenklich. Man 
hat den Eindruck, daß die ethiſche Wertung des 
Profitintereſſes ſich nicht nur auf beſtimmte 
Aus wüchſe erſtrecken, ſondern in ſich eine generelle 
Beurteilung unſerer geſamten Privatwirtſchaften 
bergen ſoll. Ich nehme an, daß das nicht in 
der Abſicht des Redners lag. Aber es kann 
zweifellos herausgeleſen werden, und das iſt 
nicht ungefährlich, weil wir leider ſchon jetzt 
unter der Herrſchaft des Burgfriedens vielfach 
einen Vorgeſchmack davon bekommen, was wir 
nach dem Friedensſchluß an Anklagen der ver⸗ 
ſchiedenen Berufsſtände gegeneinander erleben 
werden. Da tut kaltes Blut und gründliche 
Kenntnis der Dinge doppelt Not. Und man 
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follte doch auch einmal objektiv den Nutzen 
anerkennen, den das ſogenannte Profitintereſſe 
für unſere Kriegführung gehabt hat. Entkleiden 
wir doch einmal das Wort „Profitintereſſe“ allen 
ethiſchen Nebenſinnes. So ergibt ſich: Die Lei⸗ 
ſtungen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung 
werden bedingt durch den Nutzen, den der ein⸗ 
zelne Privatbetrieb durch ſeine Leiſtung wirklich 
erzielt oder zu erzielen hofft. Man mag die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung an ſich billigen 
oder mag ſie im ganzen ablehnen. Solange 
wie fie exiſtiert, wird das Profiitintereſſe ihr 
wirkſamſter Regulator ſein. Und gerade dieſes 
Intereſſe am Verdienen hat in den Anfängen 
unſerer Kriegswirtſchaft jene fabelhaften und 
ſchnellen Leiſtungen unſerer Induſtrie geſchaffen, 
denen wir unſere große techniſche Ueberlegenheit 
in den erſten Kriegsmonaten verdanken. Ich 
wage es zu bezweifeln, daß jemand aus Ide⸗ 
alismus Granaten gedreht, Zünder verfertigt, 
Schwerter geſchmiedet und Patronentaſchen ge⸗ 
näht haben wird. Im Gegenteil, rein materielle 
Gründe haben die Fabrikanten veranlaßt, ihre 
Fabriken, in denen tauſendfältige Dinge für die 
Friedenswirtſchaft hergeſtellt wurden, auf die 
Kriegsarbeit umzuſtellen. Sie ſtanden vor der 
Frage, ob ſie ihre Maſchinen ſtillſtehen und da⸗ 
mit ihr Kapital zinslos liegen laſſen, oder ob 
fie fih neuen Verdienſt in der Kriegswirtſchaſt 
erarbeiten ſollten. Und vor dieſe Frage geſtellt, 
trieb ſie ſchon der der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft 
immanente Zwang, zur Verzinſung ihrer Ka⸗ 
pitalien ſich dem Heere zur Verfügung zu ſtellen. 
Den hohen Preiſen, die anfangs von den In⸗ 
duſtriellen erzielt wurden, ſtand aber doch ein 
beträchtliches Riſiko gegenüber. Gewiß iſt an 
dieſen Preiſen teilweiſe enorm verdient worden. 
Aber wie hätte denn die Sache ausgeſehen, wenn 
der Krieg, wie die Fabrikanten nach dem erſten 
raſchen Siegesanlauf vermuten mußten, nur 
mehrere Monate gedauert haben würde. In der 
Kalkulation der erſten Kriegslieferungen waren 
hohe Abſchreibungsquoten enthalten. Hunderte von 
Millionen waren von der deutſchen Induſtrie 
in Neuanlagen und Umbauten inveſtiert worden. 
Mit einer Großzügigkeit, die Bewunderung er- 
regte, war man an dieſe Ausgaben heran— 
gegangen. Wenn der Krieg zu Ende war, war 
ein großer Teil dieſer Anlagen nutzlos, waren 
die Maſchinen, die Tag und Nacht in Bewegung 
gehalten werden und vielfach nicht ge⸗ 
rade von den geſchickteſten Arbeitern bedient 
werden mußten, verbraucht. Dieſes objektive 
Verdienſt der deutſchen Induſtrie darf nicht ver⸗ 
geſſen werden. 

Es iſt hier ferner zu erwähnen, daß das 
Profitintereſſe ſich doch nicht immer und überall in 
der kleinlichen Sucht der einzelnen Krämer 
und Händler äußert, möglichſt viel zu ver⸗ 
dienen, ſondern daß auf dem Boden dieſer 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft auch kühnſter Unter⸗ 


nehmungsgeiſt und ſtärkſte Organiſationskraft 
wächſt. Selbſt Harnack erwähnt die genialen 
Männer, die unſere ſtaatswirtſchaftlichen und 
militäriſchen Organiſationen während des Krieges 
geſchaffen und geleitet haben. Woher kamen 
denn dieſe? Zum allergrößten Teile aus unſeren 
Privatunternehmungen. Und die Tatſache, daß 
Männer, wie z. B. Walther Rathenau, es wagen 
durften, gegen das eigentliche Profitintereſſe zum 
Wohl des Staates Organiſationen zu ſchaffen, 
und daß es ihnen gelang, die vielfach durchaus 
berechtigten anfänglichen Widerſtände der Berufs⸗ 
genoſſen verhältnismäßig leicht zu überwinden, 
beweiſt doch, daß unſere Induſtrie durchaus den 
guten Willen gehabt hat, ſich dem Staatswohl 
zur glücklichen Durchführung des Krieges durch⸗ 
aus unterzuordnen. In dieſer Beziehung hat 
ſogar die Induſtrie viel mehr geleiſtet als die 
Landwirtſchaft. Aber es wäre ganz falſch, nun 
etwa daraus der Landwirtſchaft einen Vorwurf 
zu machen. Die landwirtſchaftliche Produktion 
iſt weder mehr noch weniger vom Profitintereſſe 
und den anderen Grundgeſetzen der kapitaliſtiſchen 
Privatwirtſchaft geleitet als die induſtrielle Pro⸗ 
duktion. Wenn bei ihr ein egoiſtiſcher Indivi⸗ 
dualismus vielfach ſtärker hervortritt als bei 
der Induſtrie, ſo liegt das daran, daß Bauer und 
Gutsbeſitzer weniger an gemeinwirtſchaftliches 
Arbeiten gewöhnt ſind als der Induſtrielle. 
Der Bauer lebt und arbeitet allein auf ſeiner 
Scholle. Der Induſtrielle wirkt mit den Berufs⸗ 
genoſſen gemeinſam. Die Pſyche des Landwirts 
ift die des Alleinmenſchen, die Pſyche des In⸗ 
duſtriellen mehr die des Gruppenmenſchen. Wenn 
außerdem der auch im Induſtriellen wohnende 
Egoismus weniger ſich gegenüber dem Staate 
durchzuſetzen vermag als der des Landwirts, fo 
liegt das nicht daran, daß der Wille zum 
Durchſetzen bei beiden verſchieden iſt, ſondern 
daran, daß die induſtrielle Produktion konzentriert 
und dadurch dem regulierenden Eingriff des 
Staates leichter faßbar iſt. Endlich aber kommt 
hinzu, daß insbeſondere der Bauer den Eigen- 
tumsbegriff namentlich an ſeinen eigenen Pro⸗ 
dukten ſchon um deswillen ſtarrer auslegt, weil 
ſeine Arbeit zu einem gewiſſen Teil der Selbſt⸗ 
verſorgung dient und weil das, was er ſich ſelbſt 
ſchafft und zurückbehält, ihm von niemandem, 
da er außerhalb des Marktſtromes wohnt, zu⸗ 
rückgebracht werden kann. Dieſe Unterſchiede 
muß man ſich vor Augen halten, um nicht in 
den Fehler zu verfallen, mit dem Lobe der in⸗ 
duſtriellen Leiſtung Tadel für den Egoismus 
der Landwirte zu verbinden. 

Aber mag nun an Harnacks Ausführungen 
das eine richtig und das andere falſch ſein, mir 
ſcheint das Unangenehme an ſeinen Ausführungen 
der Unterton, der aus ſeinen Worten heraus⸗ 
klingt: Die innerliche Ablehnung aller Kriegs⸗ 
gewinne. Zu ſolcher Ablehnung muß man aller⸗ 
dings kommen, wenn man an ein ſo ſchwieriges 


Problem als Theologe und Ethiker herantritt. 
Da hat es natürlich etwas Mißliches, daß auf 
der einen Seite große Kriegsgewinne erzielt 
werden, und daß auf der anderen Seite Milli⸗ 
onen von Menſchen unter ſtarken Mühen und 
Entbehrungen täglich und ſtündlich dem Tod 
ins Auge ſchauen und ihm verfallen. Aber wo 
wären ohne dieſe Kriegsgewinne und ohne die 
Bewährung privatkapitaliſtiſcher Methoden in 
langer Friedenszeit die Milliarden für die Koſten 
unſerer Kriegführung aufzubringen geweſen? 
Man mag hinterher die Kriegsgewinner mit 
doppelter Energie zu den Steuerlaſten heran⸗ 
ziehen. Aber man ſoll froh ſein, daß ſie augen⸗ 
blicklich vorhanden ſind, daß aus ihren Gewinnen 
und aus den früher zuſammengehamſterten Re⸗ 
ſerven unſerer Unternehmer unſere Kriegsanleihen 
gezeichnet werden konnten. An all dieſe Dinge 
kann man nur den wirtſchaftlichen Maßſtab an⸗ 
legen. Daneben wird der ethiſche, wenn der 
Friede wieder zu uns zurückgekehrt iſt, wieder 
ſeine Berechtigung haben. Er hat ja während 
der letzten Jahrzehnte in ſteigendem Maße unſer 
Staatsleben beherrſcht. Wir betrachten es heute 
als ſo ſelbſtverſtändlich, daß es kaum noch je⸗ 
mand zu predigen braucht, daß das individuelle 
Verlangen nach Profit in jedem Betracht ſeine 
Grenzen dort findet, wo es mit dem Allgemein⸗ 
wohl zuſammenſtößt. Wir haben auf allen Ge⸗ 
bieten eine zunehmende regulierende Staatstätig⸗ 
keit gehabt, und wir werden ſie nach dem Kriege 
ſicher weiter fördern müſſen. 

Aber mit ſolchen ethiſchen Erwägungen hat 
die Erkenntnis, daß wir wahrſcheinlich nach dem 
Frieden eine geſteigerte ſtaats⸗ſozialiſtiſche Ten⸗ 
denz in die Wirtſchaft werden hineintragen 
müſſen, nichts zu tun. Wenn wir vielmehr 
dieſe Ueberzeugung haben, ſo haben wir ſie 
lediglich aus rein wirtſchaftlichen Gründen. Wir 
werden mindeſtens in der Uebergangszeit zur 
Friedenswirtſchaft die Einfuhr überwachen. Wir 
müſſen unſere Valuta in Ordnung bringen, wir 
müſſen unſer Bankweſen wieder in geordnete 
Geleiſe zwingen. Deswegen können wir die 
Einzelwirtſchaften nicht nach eigenem Ermeſſen 
frei ſchalten und walten laſſen. Aber das hat 
nicht das mindeſte damit zu tun, daß das Profit- 
intereſſe unmoraliſch iſt, ſondern wir müſſen es 
eindämmen, weil es unpraktiſch erſcheint und 
weil es die Zwecke gefährden kann, die die Staats⸗ 
wirtſchaft nicht aus ethiſchen, ſondern aus rein 
praktiſchen und finanziellen Gründen nachher 
gehen kann. Ganz ähnlich liegt es mit den 
Monopolen. Wenn wir uns, um unſere Fi⸗ 
nanzen wieder in Ordnung zu bringen, eine 
Reihe von Gewerbszweigen zu monopoliſieren 
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entſchließen, ſo werden wir damit allerdings 
auf gewiſſen Gebieten einen mehr oder weniger 
offenen Staatsſozialismus in unſere Wirtſchaft 
einführen. Aber nicht irgend ein ſozialiſtiſches 
Ideal ſoll damit erfüllt werden, ſondern es 
treibt uns auch dazu eine rein materialiſtiſche 
Notwendigkeit. Auch da, wo wir nicht zu Mo⸗ 
nopolen greifen, wird die Steuergeſetzgebung 
weit mehr, als das heute der Fall iſt, in die 
freie Selbſtbeſtimmung des einzelnen Gewerbe⸗ 
treibenden einzugreifen haben. Aber auch hier 
nicht deshalb, weil wir den Gewerbetreibenden 
unter Erziehungsaufficht ſtellen wollen, ſondern 
weil der Steuerzweck es erheiſcht. Wie weit das 
alles gehen wird und gehen muß, läßt ſich vor 
der Hand noch nicht überblicken. Wenn wir bei 
längerer Dauer des Krieges ſchließlich wirklich 
dahin kommen ſollten, eine umfangreiche ein⸗ 
malige Umlage auf alle Vermögen zu legen, 
und wenn wir uns entſchließen müßten, dieſe 
Umlage nicht nur in bar, ſondern auch in Sach⸗ 
werten leiſten zu laſſen, ſo könnte das ſchließ⸗ 
lich zu dem Zuſtand führen, daß der Staat 
Mitbeteiligter bei faſt allen Unternehmungen im 
Lande wird. Das wäre ein Maß von Staats⸗ 
ſozialismus, wie ihn ſich ſelbſt begeiſterte Apoſtel 
ſozialiſtiſcher Ideen in ſo ſchneller Durchführung 
ficher niemals träumen ließen. Aber geſchieht 
das alles, weil wir die Privatwirtſchaft für un⸗ 
lauter oder etwa gar als nicht geeignet erkannt 
haben? 

Keineswegs, im Gegenteil. Wenn wir zu 
dieſer weitgehenden Staatsſozialiſierung unſerer 
Produktion gezwungen ſein ſollten, ſo werden 
wir niemals die Sorge haben, möglichſt viel 
Sozialismus in die Wirtſchaft zu pflanzen, 
ſondern es wird im Gegenteil unſer Beſtreben 
ſein müſſen, ſoviel Sozialismus wie möglich 
zu erhalten. Die Triebkräfte der Privatwirtſchaft 
haben in langen Friedensjahren zu einer enormen 
Vorwärtsentwicklung unſerer Volkswirtſchaft ge⸗ 
führt. Wir müſſen auch in Zukunft trachten, 
ſo ſchnell wie möglich in unſerer Wirtſchaft 
voranzukommen. Weder darf unſere Produk⸗ 
tivität noch vor allem unſer techniſcher Fortſchritt 
gehemmt werden. Und deshalb wird es unſere 
größte Sorge ſein, für den kommenden Staats⸗ 
ſozialismus neue Formen zu erſinnen, Formen, 
in denen das Viele und Reiche, das ſich in unſerer 
Privatwirtſchaft bewährt hat, im Dienſte des 
Staatsganzen weiterarbeiten kann. Wo immer 
es nur angeht, wird man gerade das zu er⸗ 
halten ſuchen, was Harnack als beſonders ver⸗ 
urteilswert anſieht: Das Intereſſe des einzelnen 
am Gewinn. 
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Italiens FKriegstioſten. 


Von 
Hermes. 

Wenn es noch eines Beweiſes dafür bedürfte, in 1000 Lire 
daß die einſt in beſter Verfaſſung befindlichen ita⸗ Juni 1915 30 265 
lieniſchen Finanzen durch das Eingreifen Italiens Juli 32 468 
in den Weltkrieg aufs ſchwerſte kompromittiert wor⸗ Auguſt 54 316 
den ſind, ſo iſt der ſoeben veröffentlichte Ausweis September 28 222 
des Schatzamts beredt genug. Er bildet eine in⸗ Oktober 29 730 
tereſſante Vervollſtändigung der jüngſt von Carcano November 25 445 
der italieniſchen Kammer gelieferten Darſtellung, die Dezember 82412 
nur das Finanzjahr 1915/16 berückſichtigte. Das Januar 1916 21 640 
italieniſche Finanzjahr läuft vom 1. Juli bis zum Februar 23 753 
30. Juni, ſodaß Carcanos Rede die Ziffern vor dem März 33 047 
1. Juli 1915 außer Betracht ließ. Der Ausweis des April 11947 
Schatzamts dagegen, der die Lage am 31. Mai Mai 11 478 
1916 zeigt, enthält auch die für die Kriegsvor⸗ 334 723 


bereitung und den Monat Juni betreffenden Ziffern. 


Was zunächſt die Kriegsunkoſten anbe- 
langt, ſo ergibt ſich folgendes Bild: 


in 1000 Lire 


Juni 1915 335 463 
Juli 380 937 
Auguſt 379 748 
September 386 849 
Oktober 430 593 
November ì 415 212 
Dezember 600 978 
Januar 1916 732 388 
Februar 569 035 
März 613 301 
April 634 756 
Mai 689 985 
6 169 245 , 


Zu dieſem Betrage von 6169 Willionen kommen 
an Koſten für Kriegsvorbereitung noch 1716 072 000, 
ſodaß fid) ein Total von 7885,3 Millionen Lire er⸗ 
gibt. An obiger Zuſammenſtellung iſt das für alle 
kriegführenden Länder gleichmäßige Anſchwellen der 
Kriegskoſten ſymptomatiſch. 

Worin ſich freilich Italien von den übrigen 
Kriegführenden unterſcheidet, das ſind die Aufwen⸗ 
dungen für die Flotte, die, an ſich ſchon ver⸗ 
gleichsweiſe beſcheiden, mit der Dauer der Feind⸗ 
ſeligkeiten eine rückwärtige Tendenz verfolgen. 

Man wird wohl in der Annahme nicht fehl⸗ 
gehen, daß die Abnahme der Ausgaben für die italie⸗ 
niſche Marine mit den durch die ungeheure Pr eis ⸗ 
ſteigerung engliſcher Kohlen verurſachten 
Schwierigkeiten in Zuſammenhang ſteht. Freilich 
hört man auch nicht viel von der italieniſchen Flotte, 
an deren Exiſtenz man gewöhnlich nur erinnert wird, 
wenn eine ihrer Einheiten gelegentlich auf den Grund 
des Meeres geſchickt wird. Die Liſte der Aufwen⸗ 
dungen für die Flotte ſtellt ſich wie folgt: 


Dieſer Betrag wird durch die Aufwendungen für 
die Kriegsvorbereitung um 162,0 Millionen erhöht, 
ſo daß ſich für die Flotte eine Geſamtausgabe von 
496,7 Millionen Lire ergibt. 

Carcano, der die Zeit vor dem 1. Yuli 1915 
bei ſeinen Berechnungen außer Betracht ließ, dafür 
aber den Juni 1916 mit in Rechnung jtellte, findet 


höhere Ziffern als die oben angegebenen amtlichen 


Ziffern des italieniſchen Schatzamts. Wenn man 
beide Veröffentlichungen zuſammenſtellt, ſo ergibt ſich 
für die Dauer des Krieges — 1. Auguſt 1914 bis 
30. Juni 1916 — folgendes Bild: 


Kriegsminiſterium: 
in Mill. Lire 


Vorbereitungskoſten 
(Auguſt 1914 bis Mai 1915) 1616,1 
Juni 1915 335,9 
Finanzjahr 1915/16 (nach Carcano) 7022,0 
8973,6 8973,6 
Marineminifterium: 
Vorbereitungskoſten 162,0 
Quni 1915 30,3 
Finanzjahr 1915/16 384,0 
576,3 576,3 
Schatzminiſterium (nach Carcano) 223,0 
Verſchiedenes à, 12 171,0 


zuſammen 9943,9 


oder in runder Summe 10 Milliarden Lire. 

Daß nur ein beſcheidener Teil Diefer Summe 
durch die italieniſchen Kriegsanleihen auf⸗ 
gebracht werden konnte, iſt bekannt. In welchem 
Umfange die Sin gänge des Staates, in den 
erſten elf Monaten des verfloſſenen Finanzjahres, 
zu den Aufwendungen beitrugen, ergibt ſich aus 
nachſtehender Zuſammenſtellung, die auch die Ver⸗ 
gleichsziffern der beiden vorhergehenden Finanzjahre 
(ebenfalls 11 Monate) berückſichtigt: 


Juli — Mai 

1913/14 1914/15 1915/16 

Direfte Steuern 440,5 470,1 557,5 

Geſchäftsſteuern 265,8 273,1 302,4 

Verbrauchsſteuern 584,4 434,1 570,4 

Fisfalifche Steuern 508,2 523,9 634,5 

Oeffentliche Arbeiten 185,4 187,1 224,1 

Verſchiedenes 28,2 22,1 14,9 

2012,5 1910,4 2303,8 

Hierzu treten noch 145,2 158,2 268,4 
fo daß fih eine Ge- 

ſamteinnahme von 2157,7 2068,6 2572,2 


ergibt. 

Wie man ſieht, waren für 1915/16 im Vergleich 
mit den beiden Vorjahren recht erhebliche 
Mehreingänge zu verzeichnen, was auf die ſeit 
dem Ausbruch des Krieges, namentlich feit der Teil- 
nahme Italiens, beſchloſſenen und alsbald durch— 
geführten ungeheuren Steuererhöhungen 
zurückzuführen iſt. Der Hauptanteil hierauf entfällt 
auf die Salz- und beſonders die Tabakſteuer, 
in zweiter Linie auf die Vermögens- und Grund- 
ſteuer. Auch die ſonſtigen Einnahmequellen weiſen, 
freilich weniger erhebliche, Steigerungen auf. Da- 
gegen zeigten fid bedeutende Min derer geb⸗ 
niſſe in den Einnahmen der Eiſen bahnen und 
— trotz der wirtſchaftlichen Abhängigkeit Italiens 
von den Verbündeten, England und Frankreich, ſowie 
von Nord- und Südamerika — in den Eingängen 
der Zölle, zwei Erſcheinungen, die für die gegen- 
wärtige wirtſchaftliche Lage Italiens bezeichnend find. 

Man darf eine weitere Erhöhung von der vor 
kurzem eingeführten Kriegsgewinnſteuer, von 
der Aufſichtsratstantiemeſteuer jowie von 
der Steuer für vom Heeresdienſt Be⸗ 
freite erwarten. Ob dieſe Steuern, deren Wirkung 
ſich im verfloſſenen Finanzjahre noch nicht geltend 
machen konnte, das Ergebnis namhaft beeinfluſſen 
werden, ſteht dahin. Erfüllen ſich die Erwartungen, 
die von 450—500 Millionen Lire (2) ſprechen, fo wäre 
die Aufbeſſerung recht bedeutend. Aber auch dieſer 
Zuwachs, deſſen Eintreffen doch erſt noch erwieſen 
werden muß, würde noch immer nicht genügen, um 
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die Einnahmen auf eine Höhe zu bringen, die der 
Verzinſung der Schuld entſpricht, ganz ab- 
geſehen davon, daß dieſe Schuld mit jedem Monat 
der Verlängerung der Feindſeligkeiten in einem ganz 
anderen Ausmaß und mit einem ganz anderen Tempo 
faſt automatiſch anwächſt als die Eingänge aus den 
erhöhten Steuern. Und darum bedeutet die Fort- 
ſetzung des Krieges nicht nur eine Auspowerung des 
italieniſchen Volkes in Form direkter und indirekter 
Steuern, ſondern auch eine Gefahr für die italie⸗ 
niſchen Finanzen. ý 

Wenn der bekannte italieniſche Nationalökonom 
Luigi Einaudi im „Corriere della Sera“, gelegent- 
lich einer Beſprechung des Ausweiſes des Schatz⸗ 
amts, feſtſtellt, daß die durch 10 Monate fortgeſetzte 
Neutralität 180 Millionen monatlich gekoſtet hat, 
alſo nicht weſentlich weniger als Italiens Eingreifen 
in den Krieg, ſo iſt das — bewußt oder unbewußt, 
wahrſcheinlich aber bewußt — eine grobe Täuſchung. 
Einaudi berechnet, bei einer monatlichen Aufwen⸗ 
dung von 180 Millionen vor dem Eingreifen Yta- 
liens, eine Ausgabe von 4140 Millionen in 23 Mo⸗ 
naten, während der „ſpezielle italieniſche Krieg“ bis 
zum 30. Juni nur etwa 6 Milliarden gekoſtet habe. 
Das Multiplikationsexempel — 180423 = 4140 — ift 
richtig, die Prämiſſe und die Schlußfolgerung un⸗ 
ſinnig. Italien hat, während ſeiner ſogenannten 
Neutralität, 180 Millionen monatlich aufgewendet, 
weil es ſich vom erſten Tage an auf das Eingreifen 
an der Seite der Ententemächte vorbereitet und nur 
auf den „günſtigſten“ Augenblick gewartet hat, um 
feinen bisherigen Bundesgenoſſen in den Rücken zu 
fallen. Wer verpflichtete Italien, 180 Willionen 
monatlich für ſeine „Neutralität“ auszugeben? Die 
Entente, d. h. doch in erſter Linie Frankreich, das 
glücklich war, ſeine Grenze gegen Italien degar— 
nieren zu können? Oder etwa die damaligen 
Bundesgenoſſen, die, weit davon entfernt, auf Ita⸗ 
liens Waffenunterſtützung zu rechnen, ihm große 
Gebiete für den Fall offerierten, daß es nur neutral 
bliebe? Die Argumentation des Signore Einaudi ift 
verlogen, wie die ganze italieniſche Politik. Zahlen 
aber beweiſen — und daran vermag auch die ſpitz— 
findigſte Argumentation nichts zu ändern. 


Deutſcher Ganti⸗(Kalender (l. Quartal 1916). 


Dr. Joſef Loeve⸗ Berlin. 


1. April Die Leipziger Steuerabteilung der „R e= 
viſion“⸗Treuhand A.-G. wird aufgelöſt. 


1. „ Alfred Gans, Vertreter der Deutſchen 
Bank in Paris, geſtorben. 

2. „ Die Kriegskreditbank für die 
pom merſchen Oſtſeebäder wird er- 
öffnet. 

Dee Eine Kriegshilfskaſſe in Naſſau 


wird errichtet. 7 


2. April Die Dresdner Handelsbank cer- 
richtet eine Geſchäftsſtelle in der Dresdner 
Hauptmarkthalle. 

ide DE nee 

Thorn, geht infolge übermäßiger Kre- 

ditgewährung in Konkurs. 

Bankier Gram me, Alfeld, wird wegen 

Anterſchlagung und Konkursvergehens zu 

6 Monaten Gefängnis und 50 M. Geld- 

ſtrafe verurteilt. 


3. April Die Gläubiger der Landshuter Ge⸗ 


0 


10, 


2 


13. 


werbebank beſchließen Regreßklage ge— 
gen Vorſtand und Aufſichtsrat; im Straf⸗ 
verfahren werden Direktor Becker zu 3 Jah⸗ 
ren 4 Monaten Gefängnis und die Auf- 
ſichtsräte Tipper zu 300 M., Rauchmacher 
und Weinberger zu je 100 M. Geldſtrafe 
verurteilt. 


Im Konkurs des Kreditvereins 
Schöningen G. m. b. H. betragen die 
Paſſiven 1 Million M. 

Die Nordhäuſer Gewerbebank 
G. m. b. H. geht in Konkurs. 

Die früheren Direktoren des Preuß i⸗ 
ſchen Leihhauſes, Berlin, werden we- 
gen Untreue, Bilanzfälſchung pp., und 
zwar Elfan zu 1 Monaten Gefängnis und 
500 M. Geldſtrafe, Zweig zu 6 Monaten 
Gefängnis und 700 M. Geldſtrafe ver⸗ 
urteilt. 

Wilhelm Kleemann und Karl Herdina 
werden ordentliche Direktoren, Raphael 
Eberhardt wird ſtellvertretender Direktor 
Dresdner Bank. 

Die Schwarzburgiſche Landes- 
bank überträgt ihre Filialen Erfurt und 
Eiſenach der Dresdner Bank. 
Direktor Emil Hirſch ſcheidet aus dem Vor⸗ 
ſtande der Mitteldeutſchen Cre⸗ 
ditbank; Direktor Oskar Geeligmann 
und Auguſt Kollmer werden ſtellvertretende 
Vorſtandsmitglieder. 

Die Auflöſung der Dorſtener Bank 
A.-G. wird beſchloſſen. 

Die preußiſche Staatsregierung erhöht 
ihre Beteiligung am Grundkapital der 
Deutſchen Pfandbriefanſtalt in 
Poſen um 1 auf 42 Millionen Mark. 
Geh. Komm.⸗Rat Jakob Dannenbaum, 
Direktor der Preußiſchen Pfand⸗ 
briefbank, geſtorben. 

Der Berliner Bankverein e. G. 
m. b. H. falliert; die geſamte Haftſumme 
muß eingefordert werden. 

Der bisherige Vizedirektor der Schwei— 
zeriſchen Kreditanſtalt, Theodor Wolfens⸗ 
berger, wird zum Vorſtandsmitglied der 
Mitteldeutſchen Creditbank be⸗ 
ſtellt. 

Für die Provinz Sachſen wird eine 
Kriegskreditbank mit 4 Will. M. 
Kapital errichtet, deren Geſchäfte von der 
Kriegshilfskaſſe der Stadt Magdeburg ge- 
führt werden. 

Infolge Perſonalmangels wird die De⸗ 
poſitenkaſſe Habelſchwerdt der Darm- 
ſtädter Bank geſchloſſen; die Geſchäfte 
werden von der Niederlaſſung in Glatz 
übernommen. 


373 


1. Mai Die 


16. 


19. 


23. 


30. 


Disconto⸗Geſellſchaft er⸗ 
richtet in den baltiſchen Provinzen eine 
Darlehnskaſſe. 

Dr. Kurt Weigert wird ſtellvertretender 
Direktor der Deutſchen Bank. 


Die Firma Bernhard Künzel & Co., 


Berlin, erliſcht. 


Die Deutſch-Ueberſeeiſche Bank 
ſchließt ihre Filialen in Chile. 

Die Handelsbank, Köln a. Rh., tritt 
in Liquidation. 


Der Kattowitzer Bankverein geht 
auf den Schleſiſchen Bankverein über. 


Die Norddeutſche Handels bank 
A.-G., Geeſtemünde, löſt zwecks Gpe- 
ſenerſparung ihre Filialen auf. 


Der Discontoverein e. G. m. b. H., 
Stuttgart, beſchließt die Liquidation. 
Die Oſtbank für Handel und Ge- 
werbe erhält die Befugnis zur Errid- 
tung einer Darlehnskaſſe Oſt mit dem 
Sitz in Kowno und dem Rechte zur Aus⸗ 
gabe von Darlehnskaſſenſcheinen in Rubel- 
währung für die Gouvernements Suwalki, 
Kowno, Wilna, Grodno und Kurland. 


Bankier Tendlau von der fallit gewordenen 
Firma Carlebach & Cahn, Mainz, 
wird wegen Nichtziehung der Bilanz 1913 
zu 1000 M. Geldſtrafe verurteilt. 

Adolf Köhn in Schanghai, Carl Lauröſch 
in Tientſin, Paul Sandberg in Berlin 
werden Vorſtandsmitglieder, Ernſt Fritz 
und Paul Schwarze ſtellvertretende Vor⸗ 


ſtandsmitglieder der Deutſch⸗Aſia⸗ 
tiſchen Bank. 
Die Weſtfäliſche Kreditanſtalt 


K. G. a. A., Schwerte, hört auf zu exiſtieren, 
das geſamte Kapital ift verloren; die Gläu⸗ 
biger werden befriedigt. 

Carl Winkler in Firma Deutſche Cre⸗ 
dit⸗ und Disconto⸗ Bank, Berlin, 
wird wegen Betruges zu 4 Jahren Gefäng⸗ 
nis und 5 Jahren Ehrverluſt verurteilt. 


Direktor Schiff erklärt, aus der Natio⸗ 
nalbanf für Deutſchland ſcheiden 
zu wollen. 

Johannes Karl Auguſt Langmeyer wird 
ſtellvertretendes Vorſtandsmitglied der 
Kur⸗ und Neumärkiſchen Rit- 
terſchaftlichen Darlehnskaſſe. 
Direktor Johann Heuberth⸗Frankfurt a. M. 
ſcheidet aus der Disfonto-Gejell- 
ſchaft; Dr. Richard Dietzſchold-Mainz 
wird Direktor, Fritz Heinrichsdorff⸗Berlin, 
Loeb-Berlin und Franz Koch⸗Berlin wer- 
den ſtellvertretende Direktoren. 


30. Mai Direktoren 


1. Juni 
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Guſtav Gortan, Ferdinand 
Zimmermann und Landrichter Dr. Fritz 
Dannenbaum werden Vorſtandsmitglieder 


der Preußiſchen Pfandbrief⸗ 
bank. 
Direktor Kurt Käſtner erklärt, aus der 


Darmſtädter Bank 


wollen. 

Direktor Müller von der Frankfurter 
Hypothekenbank gefallen. 

Direktor Wilhelm Mollwo von der 
Lübecker Privatbank tritt in den 
Nuheſtand. 

Der Sitz der Märkiſchen Bank⸗ 
verein A.⸗G. wird von Gevelsberg 
nach Köln verlegt. 

Direktor RNenſch von der Naſſauiſchen 
Landesbank wird Leiter der Ber- 
liner Städtiſchen Sparkaſſe. 
Der Konkurs der Solinger Bank 
wird aufgehoben; die Bank tritt in Liqui⸗ 
dation; Liquidator iſt Juſtizrat Pütz. 

Dr. Wilhelm Regendanz ſcheidet aus der 
Firma M. M. Warburg & Co., Ham⸗ 
burg, und wird ſtellvertretender Direktor 
der Oeſterreichiſchen Kreditan⸗ 
ſt alt. 

Die Spar⸗ und Darlehnskaſſe 
Zell e. G. m. b. H. geht in Konkurs. 
Die Geſchäftsaufſicht über die Badiſche 
Finanz⸗ und Handels⸗G. m. b. H. 
wird aufgehoben, die Geſellſchaft geht in 
Konkurs. 

Die Magdeburger Innungs bank 
e. G. m, b. H. geht in Konkurs; in der 
Maſſe liegen 3200. 

Die Poſener Pfandbriefanſtalt 
beſchließt die Errichtung einer Zweignieder- 
laſſung in Weſtpreußen. 

Im Konkurſe der Harburger Ge- 
werbebank führt der Regreßprozeß 
gegen den Aufſichtsrat zu einem Vergleich. 
Die Bank Wloſianski, Poſen, er- 
höht ihr Kapital um 1 auf 2 Mill. M. 


ſcheiden zu 
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9. Juni An Stelle von Richard Lantzke tritt Franz 


12. 


13. 


14. 


14. 


14. 


22. 


24. 


26. 


26. 


26. 


27. 


30. 


John in den Vorſtand der Diskonto⸗ 
Bank. 

Geh. Komm.-Rat Rudolf Abel in Firma 
Wm. Schlutow, Stettin, geſtorben. 
Die Generalverſammlung der Handels ⸗ 
bank in Lodz kann infolge ungenü⸗ 
gender Aktienanmeldungen nicht ſtatt⸗ 
finden. 


Die Deutſche Verſicherungsbank 


G. m. b. H. wird begründet. 

Infolge des Ablebens des Direktors Bern⸗ 
hard Groß werden Alfred Brandt und 
Fritz Weyrauch ordentliche, Otto Bollmann 
ſtellvertretendes Vorſtandsmitglied des 
Frankfurter Hypotheken ⸗Kre⸗ 
dit⸗ Vereins. 

Die Landwirtſchaftliche Zentral 
Darlehnsfaſſe für Deutſchland 
erhöht das Kapital von 10 auf 20 Milli⸗ 
onen Wark. 

Die Firma Magnus & Friedmann, 
Hamburg, liquidiert. 

An Stelle des verſtorbenen Direktors 
Dr. Feodor Gnauth wird Romm.-Rat Paul 
Mamroth Vorſtandsmitglied der Treu⸗ 
handbank für die elektriſche 
Induſtrie. 

Der Schleſiſche Bankverein über⸗ 
nimmt die Geſchäfte des Oberſchleſi⸗ 
ſchen Creditvereins in deſſen Ge- 
ſchäftsräumen als Filiale Ratibor unter 
Leitung der bisherigen Direktoren Paul 
Goerlich und Max Daun. 

Herr Albert Weidner wird Teilhaber der 
Firma Paul Krauſe & Co., Berlin. 
Die Dresdner Wietsdarlehnskaſſe A.-G. 
wird zur Kriegskreditkaſſe für 
den Dresdner Hausbeſitz A.⸗G. 
umgewandelt. 

Die Deutſche Bank leitet auf ihre 
Trierer Filiale die Geſchäfte der Firma 
Reverchon & Co. über, deren Inhaber in 
die Filialleitung eintreten. 
Direktor Dr. Weber ſcheidet aus dem Vor— 
ſtande der Mitteldeutſchen Cres 
ditbank. 


Hustandsfpiegef. 


„Zollverein und Klaſſenkampf“. 


Wir ſcheint, ſo heißt es in dem in der „Bataille“ 
unter obigem Titel erſchienenen Aufſatz Amédée 
Bontarels weiter (ſiehe „Plutus“ 31/32. Heft), daß 
Ihr in Eurem Mitteleuropa, welches ſich gegen die 
ganze Welt, gegen die Ruhe und den Wohlſtand 


der germaniſchen Völker (wie beſorgt um uns die 
Franzoſen manchmal fein können) verſchwört, Ge- 
fahr läuft, von demſelben Geſchick ereilt zu werden, 
wie jene Ungeheuer, die einſt Latium verwünſchte. 
Ihr kennt Euren Vergil, Ihr erinnert Euch, wie 
Herkules Cacus überraſchte, belagerte und erwürgte. 
Nachdem er die Geißel der ganzen Gegend geweſen 


und die Menſchen zu Hunderten niedergemetzelt hatte, 
ſchleuderte der zur Verteidigung genötigte Cacus 
flüſſige Flammen gegen ſeinen Gegner, ſpie Stink⸗ 
gaſe und umhüllte ihn mit Wolken von Rauch, 
die Erbrechen zur Folge hatten. Erkennt Ihr Euch 
nicht an dieſen Zeichen? Ich habe die Gewohnheit, 
die Starken fortzureißen, ſagte Victor Hugo. Eure 
Maske ſitzt fo ſchlecht, daß fie von ſelbſt herunter⸗ 
fällt. Wir ſehen Euch deutlich, wie Ihr ſeid. Wenn 
Ihr einen rigoroſen Zollverein plant, ſo geſchieht 
es aus Klaſſenintereſſe, zu Gunſten der Junker, 
die Eure Komplizen und Eure Verteidiger ſind. Ihr 
wißt es genau, die intelligenten Menſchen glauben 
nicht mehr, wie einſt, an Eure Berufung. Wit 
dem alten guten deutſchen Gott geht es bergab. 
Ich analyſiere jetzt die Wirkung des Schutzzolls 
auf einen einzigen Artikel: Getreide. Die Leſer 
werden verallgemeinern. Nehmen wir an, daß 
die deutſchen Produzenten den heimiſchen Weizen 
mit 30 Franken () für 100 Kilo verkaufen. Natür- 
lich möchten fie ihn gern mit 35 Franken verkaufen, 
aber da der amerikaniſche Weizen mit 30 Franken 
zu haben iſt, ſo wird dieſer Preis ein Maximum. 
Da appellieren Sie nun an Ihre Tarife des Zoll⸗ 
vereins. Sie führen eine Taxe von 5 Franken 
auf ausländiſchen Weizen ein, ſodaß letzterer mit 
35 Franken verkauft werden muß. Sofort erhöht 
ſich der Preis des einheimiſchen Weizens auf eben⸗ 
falls 35 Franken. Die Produzenten freuen ſich. 
Sehr ſchön — aber derjenige von den Produzenten, 
der nur mittelmäßigen Boden und keine Kapitalien 
hat, und der nur 10 Zentner pro Hektar aus feinen 
Gütern ziehen kann, erhält infolge des Zolls 
5 Franken mehr für den Zentner, im ganzen alſo 50 
Franken. Was den Agrarier anbelangt, der ber- 
vorragend gute Domänen, Geldreſerven und Ma⸗ 
ſchinen beſitzt, ſo wird er ſich ein Erträgnis von 
30 Zentnern pro Hektar ſichern und, infolge der 
Schutzzölle, ebenfalls 5 Franken auf den Zentner 
bekommen, was bei ihm nicht 50, ſondern 150 Franken 
ausmacht. Sie ſehen alſo, welche Ungleichheiten 
und Ungerechtigkeiten ihr Zollverein mit ſich 
bringt. () Dies rührt Sie kaum. Warten Sie nur. 
Der Weizen koſtet alſo in Ihrem Lande nicht 30 
Franken, wie vor der Anwendung des Tarifs, 
ſondern 35 Franken, alſo / mehr. Das Brot ver⸗ 
teuert ſich demgemäß in demſelben Verhältnis, näm⸗ 
lich um ½. Koſtete es früher 85 Centimes für 
2 Kilo, ſo wird es von jetzt an 99 Centimes koſten. 
alſo 25 Centimes das Pfund, ſtatt 21 Centimes. Das 
bedeutet, daß das Elend für den Armen wächſt 
und der Reichtum für den Reichen zunimmt. Fazit: 
Wenn Deutſchland jagen wir 100 Millionen Zentner 
Weizen produziert, ſo bedeutet das eine Bereiche⸗ 
rung der Junker und anderen Produzenten um 
500 Millionen Franken. Wenn Deutſchland 10 Mil⸗ 
lionen Zentner einführt, ſo fließen hieraus 50 Mil⸗ 
lionen in die Staatskaſſe. Die Konſumenten aber 
haben für den Kauf ihres täglichen Brotes 550 Mil⸗ 
lionen mehr zu bezahlen. Wenn alſo Deutſchland 
und Heſterreich-Ungarn den Zollverein einführen 
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wollen, nach dem Muſter anderer Mächte, ſo kann 
das nur mit dem Anterſchied geſchehen, daß fie 
damit einen furchtbaren Traum von Weltherrſchaft 
verfolgen (h. 


Engliſch⸗ruſſiſcher Handel. 


Im „Russian Supplement“ der „Times“ vom 
29. Juli findet ſich unter obigem Titel der Abdruck 
eines Briefes, den ein Herr Alexander Wilner, Di- 
rektor der „Britto-Russe Trading Company, (Limited), 
London“ an den Herausgeber gerichtet hat, und dem 
wir folgende Stellen entnehmen: Sie tun, 
was Sie können, Sie klopfen an die Tür, Sie wollen, 
daß das engliſche Volk erwacht. Leider muß ich 
Ihnen aber ſagen, daß die engliſchen Fabrikanten, 
Händler und Banken zwar eine freundliche Ge⸗ 
ſinnung hegen, ſich aber ſonſt nicht rühren. Ich 
weiß, daß in England, dem Lande der Freiheit, die 
Wahrheit geſagt werden darf. Liebt das engliſche 
Volk die Wahrheit, die verletzt? Ich glaube — 
ja. So frage ich Sie denn von der Höhe Ihrer 
Tribüne: Was haben die engliſchen Fabrikanten, 
Händler und Banken getan, um ſich die ruſſiſchen 
Märkte zu ſichern? Es iſt richtig, daß ſie einigen 
guten Willen zeigen, es iſt aber keine Neigung vor- 
handen, loszugehen, zu marſchieren, zu fechten, mit 
dem feſten Vorſatze, ans Ziel zu kommen. Alles 
bleibt noch in dem Reihe ſüßer Träume, ohne die 
Sphäre des erſten Grades oder der theoretiſchen Frie— 
denstätigkeit zu verlaſſen. Es iſt vielmehr ein 
Wunſch, das Ziel ohne Störung zu erreichen und 
ohne Aenderung der gewöhnlichen Geſchäftsmethoden. 
Ich muß zwar zugeben, daß viele engliſche Fabri⸗ 
kanten bereitwilligſt mit einer Ausdehnung ihres 
Handels mit Rußland einverjtanden find und wirk⸗ 
lich darauf bedacht ſcheinen, ſich einen Teil des 
ruſſiſchen Handels zu ſichern. Aber welche Ant⸗ 
wort bekommt man von den meiſten, wenn man 
fie bittet, Aufträge für Rußland entgegenzunehmen? 
Sie danken Ihnen verbindlichſt für Ihre Liebens⸗ 
würdigkeit und Bemühung und verſprechen, nach 
dem Kriege daran denken zu wollen, da ſie jetzt 
ſehr beſchäftigt ſeien. Ich verſtehe durchaus, daß 
alles der Frage, den Krieg zu gewinnen, unter- 
geordnet werden muß. Aber warum kann man 
nicht beides miteinander vereinigen? Wenn Sie 
ihnen vorſchlagen, auch nur einen kleinen Teil des 
Auftrags in der Abſicht zu effektuieren, ihre Ar- 
tikel auf dem ruſſiſchen Markte einzuführen, fo 
erkennen ſie an, daß Sie Recht haben. Aber ſchon 
mit dem erſten Wort laſſen ſie Sie wiſſen, daß ſie 
nach reiflicher Ueberlegung Ihrer freundlichen An⸗ 
regung außerordentlich bedauern, ihr nicht Folge 
leiſten zu können. Rußland muß warten, bis der 
Krieg vorüber iſt. Alles wird aufgeſchoben. Ver— 
ſuchen Sie aber, über Geſchäfte nach dem Kriege 
zu ſprechen, ſo werden Sie ſofort gefragt, ob Nuß⸗ 
land geneigt iſt, „Cash“ zu zahlen, und ob ſolcher 
das A und O der Angelegenheit ift. Und die eng= 
liſchen Händler? Was tun Sie? Haben ſie ein 
gut organiſiertes engliſches Auskunftsbüro einge- 


richtet, um über die Zahlungsfähigkeit ruſſiſcher 
Kunden unparteiiſch zu berichten? Nein. Sie 
ſchieben die Verantwortung auf die Fabrikanten, 
die nicht wünſchen, ſie mit Waren zu verſehen. 
Haben engliſche Kapitaliſten eine Bank mit einer 
für die Erforderniſſe des ruſſiſchen Handels geeig⸗ 
neten Organiſation ins Leben gerufen? Haben eng⸗ 
liſche Banken, von denen viele 200% Dividende zahlen, 
irgendwie dazu beigetragen, um eine Einrichtung 
zu ſchaffen, welche den Handel mit Rußland för- 
dert? Wenn man mit dem Standpunkte einver— 
ſtanden iſt, es ſei die Pflicht der Direktoren, als 
der Vertrauensleute der Aktionäre, auf ſichere Ge— 
ſchäfte und hohe Dividende zu ſehen — iſt es dann 
nicht auch ihre Pflicht, ſich an nationaler Arbeit 
zu beteiligen und zum allgemeinen Beſten beizu— 
tragen? Hundert engliſche Banken, deren einge— 
zahltes Kapital mindeſtens 100 Millionen Pfund 
Sterling beträgt, können mit Leichtigkeit mit 1000 
ihres Kapitals eine geſunde und mächtige Bank 
für den Handel mit Rußland ins Leben rufen. Be- 
rückſichtigt man ihre Neſerven, die faſt der Höhe 
ihres Aktienkapitals entſprechen, ſo würde ein der— 
artiges Unternehmen mit 10 000 000 & jie nur mit 
50% ihrer Kapitalien engagieren. So weit ich weiß, 
gibt es nur eine engliſche Bank, welche die Mög— 
lichkeit des Handels zwiſchen England und Rußland 
anerkennt und ihre Wethoden dementſprechend ein- 
gerichtet hat, nämlich die engliſch-ruſſiſche Bank, 
die ihr Daſein der Tatkraft und Vorausſicht des 
Herrn Benenſon, eines erfolgreichen ruſſiſchen Ge— 
ſchäftsmannes, verdankt. Dieſe Bank wird von eng⸗ 
liſchen Kapitaliſten unterſtützt, erntet jetzt die Be- 
lohnung ihrer Bemühungen und hat eine glänzende 
Ausſicht erfolgreicher Expanſion. Einige, die über 
kommerzielle und finanzielle Beziehungen mit Ruß⸗ 
land ſchreiben, erklären, die ruſſiſchen Märkte „fort- 
nehmen“ zu wollen. Beweiſt dieſer Ausdruck nicht, 
daß ſie es nicht verſtehen, mit der Sache fertig zu 
werden? Rußlands Märkte können nicht „fortge- 
nommen“ werden. Können Sie eine ſchöne Dame 
„fortnehmen“? Sie müſſen fie anbeten; () ihre 
Gunſt gewinnen, um ſie freien, ſie nach ihren 
Wünſchen fragen und ſich ihren Wünſchen anpalfen. 
Nein — nicht auf dieſem Wege und nicht ohne 
Opfer wird dieſes große Werk von nationaler Be— 
deutung vollendet werden — zur gegenſeitigen Ge— 
nugtuung für beide Länder. Schweden, Norwegen, 
Amerika und andere neutrale Länder hören auf 
Rußland mit aufmerkſamem Ohr und größter Be- 
reitwilligkeit, ihm zu dienen. Mit Verlaub — die 
Engländer ſcheinen zu reich, es geht ihnen zu gut, 
als daß ſie ſich deswegen ſtören laſſen ſollten. Die 
Geſchichte weiß von engliſchen Pionieren, Koloniſten, 
Entdeckern neuer Länder. Die neue Generation aber 
ſagt: „Warte!“ Ich fürchte, wenn ſie viel länger 
warten, jo werden jie finden, daß fie zu ſpät kommen 
und daß ſie eine Gelegenheit verſäumt haben. 
Denken Sie doch! Das glorreiche, ſiegreiche Ruk- 
land! (1!) Ein Agrikulturland mit feinen 175 Mile 
lionen Einwohnern, ſeinen Bedürfniſſen an Eiſen⸗ 
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bahnen, Maſchinen, Waſſerwerken, ſeinen Schätzen 
an Kohle, Gold, ſeinen Minen und anderen nz 
duſtrien. Iſt's nicht ein Land, das wert iſt, daß 
man darum wirbt? Die Türen ſtehen weit offen 
für Sie, und freundliche Arme warten Ihrer. Fit 
es nicht eine Anſtrengung wert? Ich hoffe und 
glaube, daß die latenten Kräfte engliſcher kommer— 
zieller Unternehmungen bald von Apathie zu prak— 
tiſcher Betätigung übergehen werden. Herrſcher, Re= 
gierungen, Staatsleute, Denker, Schriftſteller und 
Soldaten haben den Weg vorbereitet und geglättet 
und den Drachen getötet. Die Frucht ift reif. Und 
es iſt Zeit für Fabrikanten, Händler und Banken 
dieſes Landes — die modernen Argonauten — das 
goldene Vließ zu holen, für den gemeinſamen Wohl- 
ſtand und die gemeinſame Proſperität der zwei 
größten Nationen der Welt, die in Freundſchaft 
und herzlichem Stillſchweigen (?) für Freiheit und 
Ziviliſation vereinigt ſind. 


Wirtſchaftskrieg und Transporte. 


In „Paris-Midi“ vom 16. Juni veröffentlicht 
J.⸗B. H. unter dem Titel „Un régime inter - alliés“ 
einen Aufſatz, aus dem folgendes mitgeteilt ſei: 
Welches auch immer der diplomatiſche Vorwand 
ſein mag, der für die Hiſtoriker der Grund des 
gegenwärtigen Krieges ſein wird — das wahre Mo— 
tiv des Kampfes iſt, daß die Deutſchen den Krieg 
aus wirtſchaftlichen Gründen gewollt haben. (1)... 
Gegenwärtig evoluieren die Mächtegruppen zum 
Protektionismus hin. Jeder in der Gruppe will ſich 
ſelbſt genügen. Es iſt England und ſeine Kolonien. 
Es gibt die franko⸗ſlawiſche Gruppe, die groß ift 
wegen ihrer Zukunft und ihrer verkannten Kraft. 
Es gibt eine panamerikaniſche Gruppe, deren Macht 
man gelegentlich der panamerikaniſchen Konferenz 
in Buenos Aires feſtſtellen konnte. Jede Gruppe 
hat den Wunſch geäußert, ſich untereinander zu 
verſtändigen und die anderen als „ſekundäre Korre- 
ſpondenten“ anzuſehen. Die Zentralmächte haben 
einen ähnlichen Plan, der eine verkleinerte Ausgabe 
des deutſchen, auf die Beherrſchung der Welt (N) 
abzielenden Planes iſt. Dieſer Traum iſt an der 
Marne zerbrochen worden. Die beiden Reiche ver— 
ſuchen jetzt, ſich aneinander zu ſchmiegen. Was 
haben wir demgegenüber zu tun? In den Be— 
ziehungen zwiſchen den konkurrierenden Gruppen hat 
die Frage der Transporte eine überragende 
Bedeutung. Erſt muß man fie unter den Al- 
liierten erörtern, dann im Friedensvertrage. So 
vertrauenerweckend aber auch die gemeinſame Tätig⸗ 
keit ſein mag, die individuelle Arbeit bleibt das 
Weſentliche. Tarife können den Weg ebnen oder 
Hinderniſſe beſeitigen. Nichtsdeſtoweniger darf man 
der Transportfrage nicht den Wert eines Unioerſal— 
heilmittels beimeſſen, das uns weiterer Anitren- 
gungen überhebt. Der Verfaſſer erklärt, daß das 
den Franzoſen vorſchwebende Ziel darin beſtehen 
muß, ſich, ſoweit als angängig, ohne die Deutſchen 
zu behelfen. Wir kommen auf den interejjanten 
Aufſfatz im nächſten Heft des „Plutus“ zurück. 
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Revue der Preſſe. 


Die Munitionslieferungen Amerikas haben be= 
greiflicherweiſe überall das größte Intereſſe erregt. 
Man erging ſich in mehr oder weniger phantaſtiſchen 
Summen, ohne einen beſtimmten Anhalt zu haben. 
Jetzt it die Kölniſche Zeitung (. Auguſt) 
in der Lage, auch hierüber eine Aufklärung zu geben. 
Danach hat 


die amerikaniſche Munitionsausfuhr, 


ſoweit Pulver und andere Sprengſtoffe, Feuerwaffen, 
Kartuſchen, Hülſen für Schrapnells und Granaten 
in Betracht kommen, ſeit Kriegsbeginn die Summe 
von zwei Milliarden Mk. erreicht. Die Ausfuhr 
wäre noch größer geweſen, wenn nicht die gewal⸗ 
tigen Aufträge der Verbündeten lange Zeit zu ihrer 
Ausführung erfordert hätten, die erſt Ende Oktober 
1915 im Sinne der Beſteller erledigt werden konnte. 
Im Anfang betrug der Lieferungswert im Monat 
nicht mehr als 400 000 Doll., er ſtieg aber ſpäter 
monatlich bis auf 60 000 000 Doll. Die Hälfte der 
Lieferungen entfiel auf die vier erſten Monate des 
Jahres 1916. Nimmt man nun noch das andere 
Kriegszeug (Flugzeuge, Automobile, chemiſche Er- 
zeugniſſe, Draht und Stacheldraht, Sprengſtoffe u. 
a. m.) hinzu, ſo ergibt ſich für den Zeitraum vom, 
1. April 1914 bis Ende April 1916 eine amerikaniſche 
Geſamtausfuhr aller Arten Kriegszeug von rund 
2960 Mill. Mk. Inzwiſchen dürfte die dritte 
Milliarde bereits überſchritten ſein. — Eine ganz 
auffallende Maßregel wird aus England bekannt. 
Danach hat die Bank von England die bisher 
täglich erſcheinenden Angaben über die Goldbewegung 
eingeſtellt. Nach dem Berliner Börſencou⸗ 
rier (A. Auguſt) liegt der Grund zu einer ſolchen 


Verſchleierung der engliſchen Goldbewegung 


in zwei Urſachen. England hat trotz der rieſigen 
Summen amerikaniſcher Effekten, die ſein Schatz⸗ 
kanzler hinüberſchickte, nur mit größter Mühe den 
Sterling⸗Kurs in New Pork einigermaßen halten 
können. Aber außer dieſen Effekten haben in den 
letzten Monaten auch koloſſale Summen Goldes 
den Weg nach den Vereinigten Staaten genommen. 
Große Poſten Transbaalgoldes ließ man der „Ein⸗ 
jachheit halber“ erſt gar nicht nach London kommen, 
ſondern ſandte ſie gleich direkt nach den Depots der 
Bank von England in Ottawa. Indeſſen hat auch 
dieſes Mittel einer Verſchleierung nicht genügt. 
Ueberdies ift die freie Bewegung des Goldes in 
England ſo ziemlich illuſoriſch geworden. Ferner 
wurde kürzlich gemeldet, daß die engliſchen Gold⸗ 
arbeiter kaum mehr in der Lage ſeien, Sovereigns 
zur Umarbeitung in Trauringe aufzutreiben (9. 
Waren ſchon dieſe Tatſachen bezeichnend genug, ſo 
muß ſich jetzt der obigen Maßnahme zufolge, die 
Lage direkt zugeſpitzt haben. Fragt man nach der 
äußeren Veranlaſſung, ſo liegt als weiterer Erund 


der Gedanke nahe, daß der Anſtoß von dem be— 
vorſtehenden Eintreffen der Goldtribute Rußlands, 
Frankreichs und auch wohl Italiens ausgeht. Die 
Empfindlichkeit der Bundesgenoſſen müſſe doch ge- 
ſchont werden, und in England habe man ein Inter⸗ 
eſſe daran, über die Wege, die dieſe Goldſtröme 
dann nehmen, nicht allzuviel der Leffentlichkeit zu 
unterbreiten. Es iſt natürlich, daß nunmehr, wie 
die Voſſiſche Zeitung (4. Auguſt) hierzu 
ſchreibt, die Beobachtung der engliſchen Goldbewegung 
ſehr erſchwert ſein wird. Als Gegenmine wird man 
aber empfehlen können, den neuerdings bei der 
Bank von Frankreich eingeführten Poſten „Gold 
im Auslande“ in ſeiner Bewegung zu beobachten. 
Ueber 


Englands Wirtſchaftstrieg gegen Deutſchland 


ſpricht Dr. E. Uetrecht in der Täglichen Rund- 
ſchau (4 Auguſt). Danach liegt der wirtſchaft⸗ 
liche Friede durch die Entſchloſſenheit Englands, unſere 
wirtſchaftliche Entwicklung und die dadurch be— 
dingte Vormachtſtellung zu vernichten, in weiter 
Ferne. An dieſer Tatſache werden auch, die neuen 
U⸗Frachtboote nichts ändern. Die Pariſer Wirt⸗ 
ſchaftskonferenz beſtätigt die Vermutung, daß CEng- 
land ſchon vor der Einleitung der Friedensverhand— 
lungen für einen feſten Wirtſchaftskrieg feiner Ver- 
bündeten ſorgen wird. Und bedeutſam erſcheint, was 
Profeſſor Sagorski im Petersburger „Djen“ ürz- 
lich ſagte: Die Konferenz habe Beſchlüſſe gefaßt, 
die bei der Verwirklichung den Anfang von euroz 
päiſchen Zollkriegen und ſchließlich auch von neuen 
kriegeriſchen Verwicklungen bedeuten werden. Um 
dieſem Ausgange ſchon jetzt zu begegnen, ſchlägt 
der Verfaſſer im Hinblick darauf, daß Asquith be— 
reits einen Ausſchuß mit beſtimmten Direktioen ge— 
gründet habe, auch unſererſeits die Bildung von 
Ausſchüſſen vor, fo vor allem von Einkaufs- 
ausſchüſſen (3. B. der Woll-, Baumwollimport— 
firmen), die, mit hohen Vollmachten ausgerüſtet, 
ſich in den fraglichen Ländern niederlaſſen und die 
für uns nötigen Noherzeugniſſe ſichern follen. Es 
komme darauf an, daß wir den engliſch-amerikaniſchen 
Aufkäufern zuvorkommen. Weiterhin empfiehlt er 
die Bildung eines Schiffsfrachtraum-Verteilungs⸗ 
Ausſchuſſes mit der Tätigkeit, daß er 1. die zur 
Verfügung ſtehenden Tonnagen feſtſtellt und über- 
wacht; 2. die Tonnagen nach dem Bedarf des Landes, 
der Induſtrie, des Handels regelt; 3. den Frachten⸗ 
und Verſicherungspreis und angemeſſenen Gewinn 
(Uebergangsgewinn) feſtſetzt; 4. die von der Marine 
freigewordenen Schiffe übernimmt und dienſtbar 
macht; 5. Wittel und Wege findet, um Auslade⸗ 
vorrichtungen in allen deutſchen Häfen der Mord- 
und Oſtſee auf ein Höchſtmaß zu bringen; 6. eine 
gerechte Verteilung und ſchnelle Anforderung der 
Eiſenbahngüterwagen ſicherſtellt; 7. unſere in Ame⸗ 


rifa aufgekauften Waren nach dortigen Hafenorten 
dirigiert, die von dem allgemein ſtark einſetzenden 
internationalen Verkehr wenig berührt werden, dazu 
unter Umſtänden rechtzeitig Einladevorrichtungen 
mietet oder neu aufbaut; 8. endlich dafür ſorgt, daß 
ſich nicht alle Schiffe außer Landes befinden, damit 
wir nicht bei einem plötzlichen Kriegsausbruch der 
Gefahr ausgeſetzt ſind, unſere geſamte Handelsflotte 
zu verlieren. Dieſe Maßnahmen erſcheinen nötig, 
wenn alle Beſtände im Auslande geſichert ſind, 
zumal weil wegen der noch beſtehenden Minengefahr 
die Frachten und Verſicherungen außerordentlich hoch 
ſein werden. Die Induſtrie ſelbſt wird bei dem 
beſtehenden ſtarken Mißtrauen ſehr große Vorſicht bei 
Einkäufen und längeren Abſchlüſſen anzuwenden 
haben. Der beſte Schutz nun für Einkäufe ſei die 
Geſellſchaftsform, die kleinere Schwankungen der 
Preiſe eher vertrage und gleichmäßiger als einzelne 
Gruppen verteile. Solche Geſellſchaften konnten 
auch ſehr wohl zur Hebung der Valuta beitragen. 
Die große Organiſation des Schiffsraum⸗Ausſchuſſes 
müſſe inzwiſchen mit Zweigen in einer deutſchen 
Hafenſtadt durchgeführt werden. Entſprechende 
Räume konnten ſchon jetzt billig vorgemietet werden, 
was ratſam ſei, da bei dem Einſetzen der Schiffahrt 
in den Hafenſtädten ein großer Betrieb und damit 
natürlich eine Mieteteuerung anhebe. Es iſt 
einem Naturgeſetz zufolge dafür geſorgt, daß die 
Bäume nicht in den Himmel wachſen. So ergeht 
es auch dem ruchloſen Plane der Ententeländer, 
die wirtſchaftliche Kraft Deutſchlands zu vernichten. 
In einem ſehr beachtenswerten Rückblick über 


die Ergebniſſe des zweijährigen Wirtſchaftskrieges 


kommt der Leipziger Profeſſor Dr. Franz Eulen⸗ 
burg in der Neuen Freien Preſſe (30. Juli) 
zu folgenden Beweisgründen dafür, daß der Rui- 
nierungsplan, beſonders in England, ein ganz ans 
deres Ergebnis erzielt habe, als man erwartete. 
Da iſt zum erſten die Steigerung der Preiſe aller 
Lebensbedürfniſſe im Auslande ſelbſt. Man er- 
wartete u. a. ſchon von der Abſchneidung der Zen- 
tralmächte ein Sinken des Preiſes auf dem Lon— 
doner Markt und glaubte, daß die Zurückdrängung 
der unbequemen Konkurrenz einen beſonderen Vor— 
teil für die Ententeländer bedeuten würde. Aber 
das Gegenteil trat ein. Nach dem engliſchen „Eco— 
nomiſt“ ſind dort die Lebensmittel um 60%, die 
wichtigſten Textilrohſtoffe um faſt ebenſoviel gejtie= 
gen. Dazu kommen noch all die ungünſtigen Ne⸗ 
benwirkungen. Ebenſowenig kann von einer Stär⸗ 
kung der engliſchen Induſtrie die Rede ſein, da 
die notwendige Vorausſetzung dafür, neues Kapital 
für induſtrielle Zwecke flüſſig zu machen, fehlt. Aber 
auch in Rußland, Frankreich und Italien kann 
nicht ſchon während des Krieges ernſthaft daran 
gedacht werden, die deutſche Induſtrie zu erſetzen. 
Das erſte Ziel des Wirtſchaftskampfes: „Unabhängig⸗ 
keit vom deutſchen Handel und Erſetzung deutſcher 
Waren durch eigene“ iſt ebenſo als geſcheitert zu 
betrachten, wie das zweite Ziel: „Die Entreißung 


fremder Abſatzgebiete aus deutſchen Händen“. Weder 
Frankreich noch England haben bisher die Erb— 
ſchaft des deutſchen Handels antreten können. Eine 
weitere ſtarke Enttäuſchung für die Entente aber 
liegt auf der finanziellen Seite, und recht uner⸗ 
wünſcht iſt eine Stärkung dritter Staaten (Japan und 
Amerika) eingetreten. Daß freilich New Vork nun 
ſchon etwa der Erbe der City von London geworden 
jei, davon kann kaum die Rede fein, Andererſeits 
wird London in mancher Beziehung zweifellos ge— 
ſchwächt. England ijt überdies auf feinen Zwiſchen— 
handel angewieſen. Deshalb hat gerade die Blockade 
und der Wirtſchaftskrieg gegen Deutſchland die Ber- 
mittelungstätigkeit Englands mächtig geſtört, und 
unſere finanzielle Lage iſt dadurch ſehr geſtärkt 
worden, da bei uns nicht, wie bei der Entente, 
Williarden an Werten ins Ausland gehen, ſondern 
alles im Lande bleibt. Das hat denn auch ſchon 
der „Economiſt“ gefühlt; denn er hat wiederholt 
darauf gedrungen, die deutſche Blockade zu ändern 
oder ganz aufzuheben, weil Deutſchland dadurch 
finanziell weit mehr geſchwächt würde als durch 
die Abſchließung (1). Die Ententeländer aber 
ſtehen heute ſo da, als wenn ſie ſelbſt nichts ge— 
wonnen, wohl aber vieles verloren haben. Dem 
gegenüber können die Zentralmächte trotz des ſchweren 
volkswirtſchaftlichen Kampfes auch in anderer Be— 
ziehung völlig beruhigt fein. Gerade die kontinen— 
tale Baſis hat für ſie große Vorzüge. Rechnet 
man das feindliche Ausland ab, ſo bleibt für 
Deutſchland im Kriege noch 24% der Einfuhr und 
faſt 40% der Ausfuhr ſeines normalen Handels 
erhalten, und um Heſterreich-Ungarn ſteht es noch 
beſſer. Auch in den agrariſch⸗-induſtriellen Pro- 
dukten jind wir das „Land der Mitte“. Eine ganze 
Reihe von Nohſtoffen kann uns niemals abgeſchnitten 
werden, ſo Kohle, dann die mannigfachen Erze 
(Eiſen, Zink, Kobalt), nicht zu vergeſſen die Salz— 
gewinnung. Daran ſind wir reicher als unſere 
Gegner. Schließlich denke man an die vielen mäch— 
tigen neuen Erfindungen (Stickſtoffgewinnung!), die 
uns vom Auslande unabhängig machen. Alſo: Lieb 
Deutſchland, magſt ruhig fein. — In der Boffi- 
ſchen Zeitung (28. Juli) beſchäftigt fih Fritz 
Zutrauen mit einem Bericht des Delegierten des 
Schweizeriſchen Bankvereins Leopold Dubois über 


die ſchweizeriſchen Bundesbahnen. 


Zehn Jahre lang, von 1903 bis 1913, hatten 
ſich die Einnahmen auf aufſteigender Linie bewegt, 
bis der Ausbruch des Krieges ein Halt ſetzte. Auf⸗ 
fallend geſunken ſind die Einnahmen aus der Ber- 
ſonenbeförderung, die von 84,6 Will. Fres. (1913) 
auf 56,1 Will. Fres. (1915) herabgingen, ein Er⸗ 
gebnis, das aber in der Abnahme des Fremden- 
verkehrs ſeine natürliche Erklärung findet. Wäh⸗ 
reend die internationalen zuſammenſtellbaren Fahr⸗ 
ſcheine noch 1913 eine Zunahme von 2,7 Will. Free. 
brachten, ergaben ſie 1915 nur noch etwa 100 000 
Francs (1). Weniger hat der ſchweizeriſche Güter⸗ 
verkehr gelitten, der ſogar bis zu dem Eingreifen 


Italiens in den Weltkrieg eine beſonders glänzende 
Entwicklung hatte. Das Gewinn- und Verluſt⸗ 
konto im ganzen ſchließt ab mit einem Defizit von 
161 Mill. Fres., wodurch ſich der Verluſtſaldo 
bis Ende 1915 auf beinahe 26 Will. Frcs. erhöht. 
Der Bericht ſpricht die Hoffnung aus, daß die ſchwei⸗ 
zeriſchen Bahnen die große Kriſe des Krieges über- 
ſtehen und das finanzielle Gleichgewicht mit eigenen 
Mitteln wiedererlangen werden. — Daß es trotz 
aller Umſicht des Geſetzgebers, beſonders bei neuen 
Geſetzen, juriſtiſche Zwickmühlen geben kann, ift nicht 
neu. Ueber einen ſolchen Fall ſchreibt Herr Nechts⸗ 
anwalt Pinkus⸗ Reinickendorf in der Voſſiſchen 
Zeitung (25. Juli) unter dem Titel: 


Eine Anzuträglichkeit im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. . 
Der $ 12 der Bundesratsverordnung vom 8. Juni 
d. J. ſetzt mit Bezug auf die Verſagung des Zu- 
ſchlags im Zwangsverſteigerungsverfahren feſt, daß 
nach Schluß der Verſteigerung auf Antrag eines 
Hypothekengläubigers der Zuſchlag verſagt werden 
kann (was alſo im Ermeſſen des Verſteigerungs⸗ 
richters liegt), wenn die Hypothek innerhalb der 
erſten drei Vierteile des Grundſtückswertes liegt und 
jie durch das Weiſtgebot nicht gedeckt wird. Die 
Beſtimmung ſoll offenſichtlich dem Schutze des Gläu- 
bigers dienen. Das aber iſt gerade zweifelhaft. Es 
kommt eventuell zu folgenden ſonderbaren Kon— 
ſequenzen. Bietet der Gläubiger nicht mit, ſo be— 
ſteht für ihn die Gefahr, daß man auf den Wiber- 
ſpruch eines Beteiligten den Antrag auf Verſagung 
des Zuſchlags ablehnt, wodurch der Gläubiger fo- 
wohl das Kapital wie das Pfandobjekt einbüßen 
würde. Beteiligt er ſich aber am Bieten, ohne 
überboten zu werden, ſo verwirkt er dadurch den 
Anſpruch auf Verſagung des Zuſchlags, was für 
ihn die Folge hat, daß er das Grundſtück gegen 
ſeinen Willen und ſein Intereſſe übernehmen muß. 
Bei einer ſolchen Zweiſchneidigkeit wird der Gläubi— 
ger am beſten ein Gebot abgeben. Er kann aber 
ſchließlich mit einem Umgehungsmanöver, das der 
Geſetzgeber ſicher nicht gewollt hat, fih im Ber- 
ſteigerungsverfahren eines — Strohmannes bedienen, 
der für ſich ſelbſt das Weiſtgebot abgibt, natürlich 
im Rahmen des ſchutzbedürftigen Kapitals. Aller⸗ 
dings hat dieſe Hintertür, wie jede, ihre geheimen 
Tücken. Nach Anſicht des Herrn Pinkus kann dieſer 
Uebelſtand vermindert werden, durch eine Ergän⸗ 
zung der obigen Verordnung dahin, daß der An⸗ 
trag auf Verſagung des Zuſchlags auch dann ge= 
ſtellt werden kann, wenn der Gläubiger ſelbſt 
Meiſtbietender bleibt. Das erſcheint um jo, nötiger, 
als der an ſich geſunde geſetzgeberiſche Gedanke 
vermutlich auch in die Geſetzgebung nach dem 
Kriege übergehen wird. — Die in der letzten Num⸗ 
mer des Plutus angekündigte 
Herabſetzung der Lederpreiſe, 
wogegen aus dem Intereſſenkreiſe mancherlei Be⸗ 


denken geäußert wurden, iſt inzwiſchen mit Gel⸗ 
erfolgt. Es werden 
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davon fait alle in Deutſchland hergeſtellten Leder⸗ 
ſorten betroffen. Nun ſollte man glauben, daß die 
Negierungsmaßnahme auch auf die notoriſch hohen 
Preiſe für neue Stiefel und für die Gtiefelrepara- 
turen einwirken wird. Dem ſcheint aber, wie die 
Berliner Volkszeitung (11. Auguſt) ſchreibt, 
nicht jo zu fein. Die Schuhintereſſenten wei- 
gern ſich mit der Begründung, daß die Selbſtkoſten 
io hoch geſtiegen wären, daß eine Ruinierung der In⸗ 
duſtrie andernfalls zu befürchten fei. Die herabgeſetz⸗ 
ten Preiſe beheben, wie eine große Berliner Schuh⸗ 
fabrik mitteilt, nicht die Knappheit des Leders. Dazu 
käme die Beſtimmung, daß die Schuhwarenarbeiter 
ſtatt wie früher 57 Stunden, jetzt nur noch 40 Stun⸗ 
den in der Woche bei dem gleichen Lohn beſchäftigt 
werden dürfen. Allerdings hätten die großen 
Schuhfirmen umfangreiche Beſtände von früheren 
Fabrikationszeiten auf Lager, aber ſeltſamerweiſe 
kaufe ſie das Publikum nicht, obgleich für ſie der 
alte Friedenspreis (2) gelte. Die Volkszeitung hält 
die angegebenen Gründe für nicht ſtichhaltig. Man 
iſt nicht der Anſchauung, daß der Krieg eine Ge— 
legenheit darſtelle, in der der einzelne ſich be⸗ 
reichern kann. (Dies iſt übrigens auch die An- 
ſchauung des Reichsgerichts. D. Red.) Die kleinen 
Schuhwarenhändler, die naturgemäß unter den 
hohen Preiſen leiden, find der, Anſicht, daß durch 
die Herabſetzung der Preiſe für Sohlenleder eine 
Verbilligung der Beſohlarbeit eintreten könne, die 
aber doch wahrſcheinlich fünf Mark noch über⸗ 
ſchreiten werde. Dem tritt die Volkszeitung ent⸗ 
gegen mit der Bemerkung, daß für das Beſohlen 
von Stiefeln ein Preis von vier bis fünf Mark 
vollſtändig angemeſſen ſei. Dem jetzigen Zuſtand 
müſſe unter allen Umſtänden ein Ende gemacht 
werden. Man wiſſe, daß an amtlichen Stellen 
Erwägungen darüber ſchweben, ob es nicht not- 
wendig ſei, die Fertiginduſtrie zur Innehaltung 
mäßiger Preiſe anzuhalten. Man könne der Be— 
hörde nur den dringenden Nat geben, mit feſter 
Hand einzugreifen und dem auf eine Ausbeutung 
des Publikums hinauslaufenden Unweſen ein Ende 
zu machen. — Der eigentümliche Zuſtand, daß ſich 
öfters bis zu 30 und noch mehr Aufſichtsratsſtellen in 
einer Hand befinden, iſt wiederholt Gegenſtand 
ſcharfer Kritik geweſen. Unter dem Titel. 


Aufſichtsräte und Aktionäre 


veröffentlicht die Kölniſche Zeitung 
(9. Auguſt) eine Zuſchrift aus Großinduſtriekreiſen, 
die ſich mit dem „Unfug“, wie ſpäter die unliebſame 
Erſcheinung in unſerem Aktienweſen bezeichnet wird, 
beſchäftigt. Die nicht zu leugnenden Mißſtände 
haben eine Gleichgültigkeit der Aktionäre er= 
zeugt, und nicht etwa umgekehrt, wie zuweilen an⸗ 
genommen wird. Die Aktionäre haben durchaus ein 
wichtiges Intereſſe an der Vertretung, aber gegen- 
über den tatſächlichen Verhältniſſen ift der ernſt⸗ 
hafte Aktionär machtlos. Der Verfaſſer wendet 
ſich nun gegen die Großbankdirektoren, deren Tätig⸗ 
keit als Aufſichtsratsmitglied in manchmal 30 Werken 


einfach unverſtändlich ſei. Die Kunden haben die 
Aktien, ſie aber haben den Sitz im Aufſichtsrat und 
die Stimmen (1) in der Hauptverſammlung. Es 
laſſe ſich mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
manns nicht mehr vereinigen, wenn jemand, von der 
eigenen Berufstätigkeit ganz abgeſehen, fich viel- 
leicht nur 12 Tage im Jahre für 6000—15 000 % 
Gewinnanteile einer ſolchen Tätigkeit widmen 
kann. Daher ſollten bei allen Haftungsprozeſſen 
die Gerichte einmal prüfen, ob die Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder bei dieſer Arbeitsfülle überhaupt in der 
Lage waren, ihre Pflichten richtig zu erfüllen. 
Dieſe Anhäufung von fetten Aufſichtsratsſtellen in 
einer Hand fei ungemein ſchädlich für das All- 
gemeinwohl. Man ſollte im allgemeinen und ge- 
ſunden Intereſſe der Aktionäre die Ausübung von 
mehr als 5 Aufſichtsratspoſten in einer Hand zwar 
nicht unmöglich, wohl aber nicht mehr gewinn⸗ 
bringend machen. Zu dieſem Zwecke empfiehlt die 
Zuſchrift die Beſteuerung der Aufſichtsratsgewinn⸗ 
anteile als beſonders günſtiges Objekt, wobei eine 
gewiſſe Staffelung eintreten müßte. Es ſoll eben 
hierdurch nur das tatſächlich vorliegende mühe 
loſe Einkommen getroffen werden. Im Prinzip 
ſtimmt die Kölniſche Zeitung der Zuſchrift zu; ſie 
macht aber mit Recht darauf aufmerkſam, daß es 
vor allem Leute gibt, die nicht Bankdirektoren ſind 
und dennoch 40—50 Aufſichtsratsſtellen innehaben. 
Es ſei ein völliger Widerſinn und es entſpreche 
nicht dem Geiſt des Aktiengeſetzes, wenn, wie es 
heute allenthalben geſchieht, Leute, die nicht Eigen— 
tümer von Aktien ſind, ſolche vertreten, und ſo— 
mit gegen die Intereſſen der wirklichen Mftien- 
eigner und auch gegen die Intereſſen der Geſell— 
ſchaft ſelbſt handeln. Eine andere Frage ſei es 
freilich, ob man der vom Einſender vorgeſchlagenen 
Art der Beſteuerung zuſtimmen könne; denn die, 
die es angeht, würden wohl neue Wittel und Wege 
finden, um eine ſolche Beſteuerung auf ganz andere 
Schultern abzuladen. — Es liegen jetzt die Mus- 
weiſe für 


die Hypothekenbanken im 1. Halbjahr 1916 


vor. Wie die Frankfurter Zeitung 
(4 Auguft) unter Beifügung einer detaillierten 
Aufſtellung mitteilt, finden die Inſtitute nur noch 
wenig Gelegenheit zur geſchäftlichen Betätigung. Im 
Aktiengeſchäft handelt es ſich weſentlich um Weiter- 
führung der alten Beſtände. Der Erwerb neuer 
Hypotheken ift ſehr gering. Auch kommen Rüde 
zahlungen nur ſelten vor. Ebenſo iſt u. a. im 
Hinblick auf die Konkurrenz der eine beſſere Ver— 
zinſung bietenden Kriegsanleihen für den Obli- 
gationenabſatz nur wenig Raum vorhanden. 
Es iſt feſtzuſtellen, daß im erſten Halbjahr 1916 
abermals ein Rückgang der Hypothekengeſamtſumme 
ſtattgefunden hat. Nur ganz wenige Inſtitute 
haben noch eine Erhöhung ihrer Beſtände erzielen 
können. Die weitere Abnahme des Obligationen- 
umlaufs zeigt, daß das Publikum an ſeinem Beſitz 
auch in der heutigen Zeit feſtzuhalten wünſcht. — 
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Aus der Aufſtellung für 37 Banken ergibt ſich, 
daß der Obligationenumlauf am 30. Juni 1916 
11 585,39 Mill. % betrug, dem am gleichen Datum 
12 007,05 Mill. % für die Regiſter-Hypotheken 
gegenüberſtanden. — In der Chemnitzer Volks⸗ 
ſtim me (9. Auguſt) nimmt Julius Kaliski unter 
dem Titel 
Anterlaſſungsfünden 


(in der Gemüſeverſorgung) das Kriegsernährungs⸗ 
amt in Schutz, gegen das jo häufig die Behaup— 
tung geſchleudert wird, daß es ſo gut wie nichts 
getan habe, um den beklagten Wißſtänden auf den 
Gemüje- und Obſtmärkten entgegenzutreten. Der 
Verfaſſer hatte ſchon vor längerer Zeit auf die 
Notwendigkeit einer Organiſation der Gemüſever— 
ſorgung hingewieſen und zu dieſem Zwecke ein Bu- 
ſammenarbeiten von ſtädtiſchen Verwaltungen, Kon 
ſumvereinen und anderen Verbänden mit den Or— 
ganiſationen der Gemüſeproduzenten vorgeſchlagen. 
Nun wurde im März d. J. die „Kriegs- Gemüſe⸗ 
bau⸗ und »Verwertungsgeſellſchaft m. b. 9.“ in 
Berlin unter Neichsmitwirkung in Kraft geſetzt. 
Weſentlich ift hierbei die in einem Rundſchreiben 
an die Kommunalverwaltungen feſtgelegte Aus— 
ſchaltung jeglichen Zwiſchenhandels. Die zweifellos 
guten Abſichten der Geſellſchaft ſcheiterten aber zu— 
nächſt daran, daß das Verſorgungs- und Ver— 
teilungsnetz nicht über ganz Deutſchland geſpannt 
werden konnte. Aber auch weder die Gemeinden, 
noch die Regierungen intereſſierten ſich ſonderlich 
für die neue Einrichtung. Ende Mai iſt dann 
noch die „Reichgitelle für Gemüſe und Obſt“ er- 
richtet worden. Durch neuerdings ergangene Ver— 
ordnungen über gewerbsmäßige Verarbeitung von 
Obſt und Gemüſe zu Konſerven, ferner über Sauer— 
kraut und Dörrgemüſe wird eine breitere Baſis 
für die Regelung des Obit- und Gemüſemarktes er- 
richtet. Die hierbei tatſächlich vorgefommenen 
„Unterlaſſungsſünden“ treffen nun das Kriegs- 
ernährungsamt nicht. Unangebrachte Angriffe 
ſtiften da nicht nur keinen Nutzen, ſondern viel 
eher Schaden. Einer kürzlich ergangenen erfreu— 


lichen Kundgebung des Kriegsernährungsamtes 
haben ſich bezeichnenderweiſe die Wirtſchaftsver— 
bände aller Vichtungen angeſchloſſen; auch die 


Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands 
hat ſich an der Kundgebung beteiligt, womit ſie als 
wirtſchaftliche Vertretung der Arbeiterklaſſe die Ver⸗ 
antwortung für die nationale Wirtſchaft überhaupt 
mit übernimmt. Dieſe Tatſache ſollte man be— 
achten. 


Umschau. 


Herr Rechtsanwalt Dr. Ru!olf 
Wassermann München 


Die Erhöhung der 
Nachnahmegebühren, 


in 
schreibt mir: Im Plutus vom 
29. März 1916 wendet sich Bankier Löwy in durchaus zu- 
treffenden Ausführungen gegen die Einführung des ge- 
planten Ouittungsstempels. Es muss als dankenswert be- 


zeichnet werden, dass er am Schluss seiner Ausführungen 
Vorschläge stellt, welche Steuern zum Ersatz für den Aus- 
fall herangezogen werden könnten. Im allgemeinen lassen 
sich auch seine Vorschläge recht wohl hören, dagegen 
muss ihm entschieden widersprochen werden, wenn er 
einer Tariferhöhung für die Postnachnahme das Wort 
redet. Die Verbilligung des Nachnahmeverkehrs datiert 
aus den 90er Jahren, vorher wurde eine Nachnahmegebühr 
von 2%, des Wertes erhoben. Die Entwicklung, die da- 
mit eınsetzt, ist eine staunenerregende, die selbst die 
kühnsten Vertreter der Verbilligung der Sätze nicht zu 
hoffen gewagt hätten. Während im Jahre 1830 der Betrag 
der Nachnahmesendungen im Jahre noch 57, 1 Mill. A betrug, 
schwoll er im Jahre 1900 bereits auf 540,3 Mill. c# im 
Jahre an. Im Jahre 1910 ist bereits die Milliarde über- 
schritten (1209,7 Mill. A), und im Jahre 1913, dem letzten 
Jahre, für das uns eine Statistik vorliegt, repräsentiert er 
bereits einen Wert von über 1½ Milliard. #2 (1573,2 Mill. 2). 
In 23 Jahren hat somit der Nachnahmeverkehr seinen 
Wert verfünfundzwanzigfacht. Dass hierau in erster Linie 
die Verbilligung der Gebühren und nicht etwa der all- 
gemeine Gang der wirtschaftlichen Entwicklung die Schuld 
trägt, beweist uns eim Blick auf die gleichzeitige Ent- 
wicklung des Paketverkehrs. In dem gleichen Zeitraum 
ist die Anzahl der von der Post versandten gewöhnlichen 
Paket& von 51,7 Mill. Stück auf 293,3 Mill. Stück ge- 
stiegen, sie haben sich also nur verfünffacht, und die Zahl 
der Nachnahmepakete, die heute ungefähr 100 Mill. Pakete 
im Jahr beträgt, verhält sich zu der Zahl der übrigen 
Postpakete wie 1:3. Worin liegt nun die Ursache der 
fünfmal stärkeren Entwicklung des Nachnahmeverkehrs 
gegenüber der Entwicklung des Paketverkebrs? Sie liegt 
darin, dass deutsche Organisationsbegabung vermittels des 
Nachnahmeverkehrs die Versandindustrie und den 
Versandgrosshandel geschaffen hat. Diese Anschauung 
vertritt auch Werner Sombart in seinem Buch: „Die 
deutsche Volkswirtschaft im 19. Jahrhundert“, und mit 
Recht sagt er dort auch: Das Versandgeschäft, das darin 
besteht, dass der ortsfremde Kunde auf Grund schrift- 
licher Bestellung die Ware ins Haus geschickt bekommt, 
ist erst möglich gewesen, nachdem Drucksachenversand, 
Postkarte, Postanweisung und Nachnahme, 50 #-Paket 
und ähnliche Einrichtungen des modernen Verkehrs ge- 
schaffen worden sind, Welcher Art sind nun diese Ver- 
sandgeschäfte, die zu dieser riesigen Entwicklung des 
Nachnahmeverkehrs geführt haben? Hierüber gibt uns 
die Statistik keine Antwort, wie denn überhaupt dieser 
Zweig des wirtschaftlichen Lebens merkwürdigerweise von 
den sämtlichen Stellen in seiner Bedeutung noch lange 
nicht genug gewürdigt worden ist. Aber jeder Kenner 
der einschlägigen Verhältnisse wird uns folgende Fest- 
stellung bestätigen. Zunächst entfällt der allergeringste 
Teil auf die sogenannten Privatversandgeschäfte, die unter 
Umgehung des Detailhandels (der keineswegs immer ein 
„Kleinhandel“ zu sein braucht) und des Gewerbes direkt 
an den letzten Verbraucher herantreten. Den Haupt- 
anteil an der Entwicklung haben vielmehr die grossen Ver- 
sandhäuser und die Fabriken, deren Abnehmer Handel 
und Gewerbe sind. Die fortschreitende Differenzierung 
und Spezialisierung aller Produktionsz weige verbunden mit 
dem durch den fortwährenden Wechsel der Mode stets 
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sich ändernden Charakter der Nachfrage, hat es mit sich 
gebracht, dass heute Handel und Gewerbe nicht mehr in 
der Lage sind, durch Lagerhaltung allein den an sie her- 
antretenden Bedürfnissen zu genügen. Vielfach sind sie 
nur imstande, Typen der einzelnen Warengattung und 
auch diese nicht in allen Grössen vorrätig zu führen. 
Tritt dann Nachfrage nach nichtgeführten Grössen oder 
nach kleinen Variationen des Types ein, muss die Fabrik 
oder das grosse Versandhaus imstande sein, den frag- 
lichen Artikel in kürzester Frist an Ort und Stelle zu 
schaffen. Der Verkehr zwischen Lieferer und Abnehmer 
wickelt sich dabei, soweit er gesund ist, in der Regel in 
der Form der Nachnahme ab. Der Kunde hat ja dadurch, 
dass er den ſraglichen Artikel nicht selbst zu lagern 
braucht, sondern ihn erst bezieht, wenn er ihn schon ver- 
kauft hat, Valuta und Ziel schon vorweg lukriert. Aber 
diese Entwicklung hat noch weiter geführt. Bei bestimmten 
Waren sind Handel und Gewerbe dazu übergegangen, 
überhaupt von jeder Lagerhaltung abzusehen. An Stelle 
des Lagers ist eine Mustersammlung getreten, die dem 
Bedürfnis der Mode entsprechend erneut wird, und jede 
Bestellung zwingt nun dazu, dass die erforderliche Menge 
des Gegenstandes vom Lieferanten bezogen wird. Dieser 
Zustand bat sich besonders auf den Gebieten heraus- 
gebildet, auf denen das Angebot sehr mannigfaltig und 
die Nachfrage besonders wechselnd ist (Mode!), Ein 
typisches Beispiel hierfür bietet die Tuchbranche. Die 
grosse soziale Bedeutung dieser Entwicklung — auf die un- 
gemein grossen technischen Schwierigkeiten, die in keinem 
anderenLandeEuropasingleichem Masseüberwunden worden 
sind, soll in diesem Zusammenhang nicht eingegangen 
werden — liegt auf der Hand. Der Versand und die mit 
seinem Wesen untrennbar verbundene Möglichkeit der 
billigen Nachnahmesendung erleichtern auch dem mit ge- 
ringem Kapital ausgestatteten Handels- und Gewerbe- 
treibenden die Waren oder Rohstoffe für seine Tätigkeit 
zu beziehen und so den Wettstreit mit kapitalstarken 
Konkurrenten aufzunehmen (Warenhaus!), So erschien 
sie dann auch in hohem Masse berufen, dem im Frieden 
heimkehrenden Gewerbetreibenden und Kaufmann das 
Wiederanfangen zu erleichtern. Mehr als Staatskredite, 
die naturgemäss nur die allergrösste Not zu lindern ver- 
mögen, erscheint uns eine solche vorbildliche Organisation 
geeignet, die Wunden, die der Krieg geöffnet hatie, zu 
schliessen. Wenn der heimkehrende Kaufmann auch sein 
Lager stark gelichtet vorfindet, die Warenliste des Liefe- 
ranten und die Möglichkeit, sich jederzeit den nach- 
gefragten Artikel zu beschaffen, müsste ihm über die 
schwere Zeit hinweghelfen, in der ihn Mangel an Mitteln, 
um sich ein neues Lager zu beschaffen, und die Schwierig- 
keiten, Kredit zu bekommen, sonst in seiner Tätigkeit ge- 
lähmt hätten. Der Umstand, dass der bestellte Gegen- 
stand ja bereits seinen Verkäufer hatte, musste es ihm 
erträglich erscheinen lassen, dass er ihn auch sofort beim 
Lieferanten zahlen musste, was besonders nach Friedens- 
schluss infolge der in den meisten Fällen gänzlich unge- 
klärten Verhältnisse eine wirtschafiliche Notwendigkeit 
sein wird. In diesen Blütentraum fällt wie ein Reif die 
Nachricht, dass der Nachnahmeverkehr verteuert werden 
soll. Damit würde eine Entwicklung erschwert, um die 
uns das gesamte Ausland beneidet. Der ungeheure Fort- 


schritt, der in der Zentralisierung der Vorräte liegt, die 
im Bedarfsfalle an jeden Punkt, wo Bedarf herrscht, diri- 
giert werden, wird wieder zurückgedämmt zugunsten einer 
Entwicklung, die infolge der Nichtausnutzung vorhandener 
Lagervorräte fortgesetzt zur Verringerung des Vermögens 
des einzelnen und der Werte der gesamten Volkswirt- 
schaft führt. Es darf daher der dringende Appell an die 
massgebenden Stellen gerichtet werden, streng zu 
prüfen, ob es richtig ist, im jetzigen Augenblick, in dem 
das System der Versandgeschäfte geschaffen werden müsste, 
wenn es noch nicht vorhanden wäre, durch Staatseingriffe 
seine beispiellose Entwicklung aufzuhalten. 

Herr Amtsrichter Dr. 
Rob. Deumer- Ham- 
burg schreibt mir: „Eine 
ganze Reihe von Zuschriften, die teils Billigung, teils 
Ablehnung meines Vorschlages „Eine Reichshypotheken- 
steuer?“ (vergl. Plutus 1916 Heft 21/22 S. 244 und Plutus 
Heft 25/26 S. 290) enthalten, veranlassen mich, meinen 
Standpunkt in zweifelsfreierer Weise zum Ausdruck zu 
bringen, als es vielleicht bisher geschehen ist. Mein Steuer- 
vorschlag entspringt nicht aus der finanzpolitischen Erwägung, 
durch eine Umsatzsteuer auf Hypotheken dem Reiche eine 
neue Steuerquelle zu erschliessen, sondern lediglich aus 
dem Gesichtspunkt eines Schutzes des durch zukünſtige, 
nach dem Kriege in erhöhterem Masse einsetzende 
Hypothekenkündigungen bedrohten Grundeigentums. 
Die Benennung als „Steuer“ mag gewiss dazu verleitet 
haben, den fiskalischen Gesichtspunkt der staatlichen Ein- 
nahmevermehrung mehr zur Betonung zu bringen, als es 
der Zweck der vorgeschlagenen Massnahme wollte; zu- 
treffender wäre der Ausdruck „Kündigungsgebühr“ ge- 
wesen. Der Schutzzweck, das Grundeigentum vor Kün- 
digungen, welche Hypothekengläubiger nach dem Kriege 
mit Rücksicht auf die allgemeine Erhöhung des Zinsfusses 
aus kapitalistischen Gründen vornehmen werden, zu be- 
wahren, wird aber durch diese Kündigungsgebühr erreicht, 
ohne dass zum Nachteile des GrundeigentümersErschütterung 
der Kreditverhältnisse zu befürchten wäre. Viel radikaler 
ist der Vorschlag von Geh, Justizrat Dr. Harnier, Kassel 
(Deutsche Juristen-Zeitung 1916 S. 394), gewesen, kraft 
Gesetzes eine mehrjährige Unkündbarkeit für Hypotheken 
allgemein einzuführen. Der Deutsche Städtetag hat in seiner 
Sitzung vom 12. Februar 1915 als Richtlinie aufgestellt, 
dass zur Vermeidung schwerster Verluste der Hausbesitzer 
und der Nachhypothekare eine Verlängerung der Hypothe- 


Nochmals: Eine Reichs- 
hypothekensteuer? 


ken auszusprechen sei, und der in den Hypothekenbanken 
organisierte Realkredit hat ein Uebereinkommen getroffen, 
eine Verlängerung der fällig oder kündbar werdenden 
Hypotheken zuzugestehen. Es wird auch in Fachkreisen 
kaum bezweifelt, dass die Bestrebungen zur Einführung 
der unkündbaren Tilgungshypothek für einen gewissen Teil 
des organisierten Realkredites von Erfolg sein werden. 
Sonach herrscht in dem Kernpunkt der Frage, den Haus- 
besitzer vor Kündigungen zu schützen, Uebereinstimmung. 
Nur das Mittel der Durchführung ist noch nicht allgemein 
gefunden. Während für den organisierten Realkredit im 
Wege freiwilligen Uebereinkommens der Schutzzweck er- 
reicht worden ist und für die weitere Folge erreicht werden 
kann, stehen für die Durchführung des Schutzzweckes auf 
dem Gebiete des unorganisierten Realkredites nur die 
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beiden Mittel zur Verfügung: Gesetzliches Moratorium oder 
die von mir vorgeschlagene Kündigungsgebühr. Die 
Gefahren eines allgemeinen Moratoriums sind so bekannt, 
dass sie hier unerörtert bleiben können (vergl. auch Deumer, 
Der private Kriegskredit und seine Organisation 1916 
S. 79 ff. u. 195 ff.), ein individuelles Teilmoratorium im 
Wege richterlicher Fristbewilligung ist nicht durchgreifend 
genug, auch wird der Weg des richterlichen Schutzes nur 
in den äussersten Notfällen vom Grundeigentümer be- 
schritten werden. So bleibt übrig eine geldliche Erschwerung 
der Kündigung als vorbeugendes Schutzmittel gegen Gläu- 
bigerkündigung, und zwar muss dieses geldliche Erschwernis 
in der Form einer so hohen Gebühr erhoben werden, dass 
der Gläubiger abgehalten wird, sein bisher in Hypotheken 
angelegtes Kapital anderweit, etwa in Wertpapieren, unter- 
zubringen — d. h. es soll die Entrichtung der Gebühr 
eine höhere Gewinnmöglichkeit auf einem anderen An- 
lagegebiete ausschliessen. Somit soll nur die Zurück- 
ziehung von Hypolhekenkapitalien erschwert werden, 
Die Kündigungsgebühr soll nicht erhoben werden: 1, wenn 
der Gläubiger dem Schuldner das Kapital auf 3 Jahre 
weiter belässt und dafür keinen höheren Zinssatz, als 1/,%, 
über den bisher vereinbarten Prozentsatz verlangt; 2, wenn 
der Schuldner den gesetzlichen oder vertraglichen Ver- 
pflichtungen zuwiderhandelt, insbesondere die Hypotheken- 
zinsen nicht pünktlich entrichtet. Vereinbarungen zwischen 
Schuldner und Gläubiger, wonach die Kündigungssteuer 
auf den Schuldner abgewälzt werden könnte, sind in jeder 
Form nichtig. Ich wiederhole, dass diese Kündigungs- 
gebühr nur für die Uebergangszeit vorgeschlagen wird, dass 
sie nur die Rückforderung von Kapitalien betrifft, aber 
niemals die Nenanlage in Hypotheken, dass sie haupt- 
sächlich nur für den unorganisierten Realkıedit praktisch 
werden wird, während die Milliarden, welche der in den 
Realkreditinstituten organisiertegrossstädtische Hypothekar- 
kredit gewährt, kraft freiwilligen Uebereinkommens so- 
wieso von dem Vorschlage unberührt bleiben wird — wo 
in aller Welt liegt dann eine „Umsatzsteuer“ vor, welche 
das Grundeigentum schädigt?” Gerade das Gegenteil ist der 
Fall. Gewisse Bedenken werden natürlich bleiben und 
gerade von solchen Seiten erhoben werden, die an einem 
häufigen Umschlag der Hypothekenkapitalien finanziell 
imeressiert sind. Aber diese Bedenken müssen als Sonder- 
intressen eines gewissen Standes gegenüber dem bedeu- 
tenderen Interesse des Schutzes des gesamten Grundeigen- 
tumes vor unzeitgemässen Kündigungen zurücktreten.“ 
Man schreibt 
„Vers 
l’expansion industrielle“ lautet der Titel einer Schrift, die 
eine Rede von Victor Cambon vor der Gesellschaft der 
Zivilingenieure Frankreichs wiedergibt. Sie ist im an- 
genehmen Gegensatz zu sonstigen Aeusserungen aus dem 
feindlichen Ausland über deutsche Verhältnisse recht 
sachlich gehalten. Sie erkennt bei den Deutschen den 
Unternehmungsgeist, das Organisationstalent, die Wissen- 
schaft und Gründlichkeit an, natürlich nicht, um die 
Deutschen zu loben, sondern um den eigenen Landsleuten 
zu zeigen, wie Erfolge zu erreichen sind und welche f 
Gefahren ihnen drohen, wenn sie in ihrem bisherigen 
System der Oberfiächlichkeit beharren. Auch der deutsche 
Widerstand wird bewundert, den man in solchem Masse 


Ein Franzose für deutschen Fleiss. 


weder finanziell noch militärisch für möglich gehalten 
hätte. Es wird damit gerechnet, dass die Deutschen, 
wenn sie besiegt werden sollten, sich bis auf den letzen 
Pfennig wehren werden, und dann bleibt für die fünf 
Grossmächte, die sich in den Raub teilen wollen, nicht 
mehr viel übrig. Frankreich selbst aber werde dann um 
mehr als eine Million Männer ärmer und kaum in der 
Lage sein, den riesigen Eigenbedarf in den verwüsteten 
Gebieten zu decken, geschweige denn sich mit Erfolg an 
der Deckung des Weltbedarfs zu beteiligen, um so weniger, 
als nicht nur die deutschen, sondern auch die italienischen 
und belgischen Arbeiter für Frankreich ausbleiben werden, 
da diese in ihrem eigenen Lande genügend Arbeit fänden. 
Die Löhne werden ins Ungemessene steigen. Man hat in 
Frankreich plötzlich entdeckt, dass eine grosse Anzahl 
Häuser, welche man für französisch hielt, tatsächlich 
deutsche Filialen waren. Sogar die Konzession für die 
öffentlichen Anschläge in der Hauptstadt Paris war in 
preussischen Händen. Während die französische Produktion 
fast stationär geblieben ist, ist Deutschland mit Riesen- 
schritten vorangegangen, trotzdem für Frankreich die 
natürlichen Hilfsquellen viel günstiger liegen. Die tech- 
nische und gewerbliche Ausbildung sind in Frankreich 
weit zurück. Es müssten städtische Lehrlingswerkstätten 
unter industrieller Kontrolle eingerichtet werden. Es 
überrascht peinlich, dass in Deutschland allenthalben für 
die Kriegsverletzien Werkstätten eingerichtet werden, 
während Frankreich kaum über die Anfänge hinaus ist. 
Frankreich braucht keine Riesenunternehmungen zu gründen, 
wie die 


Badische Anilin- und Sodafabrik mit 100 Millionen 


Hamburg-Amerika-Linie „ e „ 
Gelsenkirchen „ 345 - 
Krupp 595 z 
AEG „ 450 5 


Dagegen würde sich der französische Individualismus 
wehren; es müsse aber danach gestrebt werden, dass sich 
die einzelnen Industrien zusammenschliessen. Es ist ein 
Fehler, dass man sich mit der Methode Taylor nicht befasst 
hat. Deutschland ist immer zu französischen Staats- 
lieferungen herangezogen worden, hat daraus grossen 
Gewinn erzielt und Kanonen und Maschinengewehre 
gebaut. Als Beispiel dafür, wie die Deutschen ihre 
Kapitalien vom Ausland wieder an sich ziehen, wird 
folgender Fall erzählt: Vor einigen Jahren wurde in 
Spanien ein grosses Wasserkraftwerk gebaut. Die AEG 
mit ihren 450 Millionen, die ausserdem bei der Deutschen 
Bank (!) einen unbegrenzten Kredit hat und eng mit ihr 
verbunden ist, hat die Angelegenheit studiert und die 
Anlage zu einem billigen Preise, den sonst niemand ein- 
halten konnte, erhalten. Die AEG blieb der grösste 
Aktionär, behielt die Kontrolle, und dank einiger gut 
verteilter Millionen (!) kann die spanische Hauptstadt ohne 
den guten Willen der Deutschen weder beleuchtet werden 
noch arbeiten. Es werden dann noch die grossen deutschen 
Industrien wie die Kohlendestillation und die Kaliindustrie 
hervorgehoben, ferner die Unzulässigkeit der französischen 
Verwaltungsorgane erwähnt. Die soziale Gesetzgebung 
stand hauptsächlich unter dem Einfluss politischer Leiden- 


Auch die französischen Häfen sind nicht auf 
wie den 


schaften. 
der Höhe und könnten z. B. keine Schiffe, 
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Imperator, Vaterland, Bismarck unterbringen. Der Ver- 
fasser beschreibt auch seine gewaltigen Eindrücke, die er 
1913—1914 in Deutschland bekommen hat. Der Alkohol 
wird als grösste Gefahr für Frankreich angesehen, da er 
nicht genügend bekämpft wird. Da wird sogar Russland 
als Beispiel angeführt, das mit einem Federzug den 
Alkohol im Reiche verboten hat, trotzdem er seinem 
Budget 400 Millionen brachte. Trotzdem heisst es zum 
Schluss: Wir werden Deutschland zweifellos (?) besiegen, 
aber wenn wir heute nicht den Alkohol unterdrücken, 
wird er uns morgen erdrücken. (!) 

Zu dieser Notiz 
in der letzten 
Nummer des 
Plutus teilt uns der darin erwähnte Herr Dr. Stange mit, 
dass er wohl im vorigen Jahr zu den Anfangsarbeiten 
der H. A. V. hinzugezogen worden sei, aber seit April d. J. 
dem Verbande völlig fernstehe. Ferner teilt auch die 
Direktion der dentschen Levante-Linie in Hamburg mit, 
dass sie niemals zu der Gesellschaft in Beziehungen ge- 
standen habe. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Mitte des dritten Quartals ist bereits wieder er- 
reicht und der deutsche Markt hat seine gleichmässige 
Flüssigkeit bewahrt, die zur ständigen Begleiterscheinung 
der Kriegswirtschaft geworden ist. Wenn gleichzeitig die 
Zinssätze sowie Diskontraten eine gewisse Erhöhung gegen 
diejenigen des Vorjahres aufweisen, so bedeutet das keines- 
wegs einen Widerspruch zu der obigen Feststellung, denn 
sie sind nicht der Ausdruck einer Knappheit, sondern 
entstehen aus der Tatsache, dass Reich, Bundesstaaten 
und Kommunen für kurzfristige Gelder stets zu Sätzen 
Nehmer sind, die sich in keiner allzu grossen Entfernung 
von der offiziellen Bankrate bewegen. 

Inzwischen rückt die Aufgabe der Uebernahme einer 
neuen grossen Kriegsanleihe für den Geldmarkt immer 
näher. Wie schon früher beabsichtigt, wird das Reich in 
der ersten Hälfte des September die Zeichner wiederum 
rufen und am Tage des Quartalsschlusses die erste Ein- 
zahlung entgegennehmen. Während unsere Gegner trotz 
gewaltiger journalistischer Ausbeutung einiger Kriegs- 
erfolge zu der dringend notwendigen Fundierung ihrer 
lawinenartig wachsenden schwebenden Schulden zu schreiten 
nicht den Mut haben, erwägt man bei uns mit ruhiger 
Festigkeit die Aufnahme der fünften Kriegsanleihe, in der 
sicheren Gewissheit, dass das deutsche Erwerbsleben und 
der deutsche Sparer wiederum in vollem Umfange ihre 
Schuldigkeit tun werden, wie dies unsere Truppen jeden 
Augenblick dem konzentrierten Ansturm unserer Feinde 
gegenüber tun. 

Sichtbarer als sonst hat die Reichsbank die Mobil- 
machung der Mittel für die Emission in die Wege ge- 
leitet, indem sie sich mit dem Angebot an die breite 
Oeffentlichkeit wandte, Schatzscheine mit Fälligkeit per 
30. September zu Vorzugssätzen herzugeben, insofern ihr 
Gegenwert bei Verfall zur Zahlung von Kriegsanleihe 
dienen soll. Sie hat dieses Verfahren auch bei der 
vorigen Anleihe eingeschlagen, sich damit aber vornehm- 


Handelsauskunfteivereinigung 
in Hamburg. 


lich an die grossen Banken und Kreditinstitute gewandt, 
die auch reichlich hiervon Gebrauch machten. Dieses Maf 
hat sie ihr Angebot weitesten Kreisen zugänglich gemacht 
und dabei eine Rate von 4½ % offeriert, während sie bei 
Abgabe grosser Summen, für welche hauptsächlich die 
Bankwelt als Reflektant in Betracht kommt, 4% % Dis- 
kont gewährt. Dieses Verfahren hat zunächst eine Stei- 
gerung der Sätze für Termingelder zur Folge gehabt, 
denn die Bankwelt war genötigt, ihrer Kundschaft das 
gleiche Angebot weiterzugeben, wollte sie sich nicht dem 
Nachteil aussetzen, dass die bei ihr sıebenden, für spätere 
Zeichnung von Kriegsanleihe bestimmten Gelder abgezogen 
werden. Der Verlust dieser Summen wäre bei der Flüssig- 
keit der Banken im Moment nicht von so weittragender 
Bedeutung, wichtiger ist vielmehr die Tatsache, dass die 
Abwanderung solcher Kundengelder den ‚Banken auch 
gleichzeitig die entsprechenden Zeichnungen entziehen 
würde. 

Von dem Angebot der Reichsbank ist anscheinend 
in starkem Umfange Gebrauch gemacht worden und es 
sind daher erhebliche Posten auf. diese Weise für die 
neue Kriegsanleihe schon gesichert. Dass der Verkehr 
aber ausserdem mit starken Reserven neben dieser er- 
heblichen Uebernahme von Schatzscheinen der neuen An- 
leihe entgegengeht, vermag man auch daraus zu erkennen, 
dass sich die Depositen bei der Reichsbank in ständig 
aufsteigender Richtung bewegen. Der letzte Ausweis zeigt 
diese auf fast 2½ Milliarden Mark gegen 1,65 Milliarden 
zur gleichen Zeit des Vorjahres. Diese hohe Einlage- 
ziffer ist sicherlich sehr stark durch die Goldkonzentration 
bedingt, welche die ganze Kriegswirtschaft mit sich bringt. 
Es muss aber immer wieder betont werden, dass in dieser 
Hinsicht noch viel mehr geschehen muss, um der steigen- 
den Tendenz des Notenumlaufs entgegenzuwirken. Leider 
ist es in der Haupisachke noch immer nur der geschäft- 
liche Grossver kebr, der den wirklich reinen Verrechnungs- 
verkehr pflegt, während im Kleinverkehr, bei vielen Zweigen 
der militärischen und zivilen Bureaukratie, und vor allem 
beim Privatpublikum die Verhältnisse in dieser Beziehung 
noch sehr viel zu wünschen übrig lassen. Am 1. Oktober 
wird der unselige Scheckstempel verschwinden, und damit 
fällt das letzte Hindernis für eine unbeschränkte Ausbreitung 
der bargeldlosen Zahlungsmethode. Unseres Erachtens 
müsste von den dazu berufenen Kreisen schon in Vor- 
bereitung dieses Ereignisses in planmässiger und gross- 
zügiger Weise auf die Einführung des Verrechnungsschecks 
hingearbeitet werden, es ist aber bis jetzt, abgesehen von 
den Mahnungen eines massgebenden Teiles der Handels- 
presse, recht wenig geschehen. Gewiss liegen die. Ver- 
hältnisse hier nicht so unkompliziert wie bei der Agitation 
für die Geldablieferung an die Reichsbank, und es sind 
namentlich nicht die Schwierigkeiten zu verkennen, die 
darin bestehen werden, das flache Land in breitem Umfange 
an den Bankverkehr anzuschliessen. Hier erscheint aber 
das Postscheckkonto als das taugliche Instiument, das am 
schnellsten auch bei dem kleinen Besitzer Eingang finden 
dürfte und von dem aus auch weite landwirtschafdliche 
Kreise, die heute noch gewohnt sind, das Geld zu tbesau- 
rieren, für den Verrechnungsverkehr gewonnen werden 
köanen. Daneben bietet sich aber auch den landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften jeder Art ein dankbares 
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Feld, im vaterländischen Interesse für die Erziehung ihrer 
Mitglieder zum bargeldlosen Zahlungsverkehr zu wirken. 

Der heimische Devisenmarkt konnte in den letzten 
Wochen grösstenteils ausserhalb der Betrachtung bleiben, 
da die Verhältnisse bei ihm sich so gut wie gar nicht 
verschoben baben. Gemäss dem geringeren Bedarf von 
manchen Lebensmitteln wie Gemüse, Kartoffeln usw., der 
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Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


5 — 
Mittwoch, | G.-V.: Niederlausitzer Kohlenwerke. 
16. August | 
Ironage-bericht. — Reichsbankausweis. — 
Bankausweise London, Paris. — @.-V.: 
Donnerstag, Hedwigshbütte Anthracit-, Kohlen- und 
17. August Kokeswerke, Hochseefischerei Bremer- 
haven. — Schluss des Bezugsrechts neue 
Aktien Joh. C. Tecklenborg Schiffswerft. 
Freitag, @.-V.: Eisenwerk Maximihanshüue, Adler- 
18. August Kaliwerke. 
Bankausweis New York. — G... Thörl 
Sonnabend, Ver. Harburger Oelfabriken, Danziger 
19. August | Oelmühle, Kaliwerke Adolfs Glück, 
| Zuckerfabrik Glanzie. 
Montag, ms f . 
NAAI G.- V.: David Richter. 

1 G. - V., Strassburger Suassenbabn. — 
2 Schluss des Bezugsrechts Texlilose- 

e | werke und Kunstweberei Claviez. 
Mittwoch, 7. 8 ; 

207 Nag | @.-V.: J. W. Busch, Lüdenscheid. 
| Ironage-Bericnt. — KHeichsbankausweis. — 
ee \  Bankausweise London, Paris. — G.-V.:! 
KENE Norddeutsche Hütte. 
| @.-V.: Hamburg-Bremer Feuerversiche- 

Freitag, | rungs-Gesellschaft. — Schluss des Be- 

25. August zugsrechts Aktien Fabrik isolierter 

Drähte C. J. Vogel. 
Bankausweis New York. — @.-V.! Waggon- 
A AP r ES | fabrik Jos. Rathgeber, Mechanische 
4 5 | Treibriemenfabrik Gustav Kunz. 

|| @.-V.: Stahlwerk Becker, Damptschiffs- 

Montag, Rhederei Horn Lübeck, Mittelrheinische 
28. August Bank i. Liq. 

0 G. V.: Maschinenfabrik Rockstroh & 
. Schneider, Königin-Marienhütte Cains- 
29, August dorf 

Ausserdem zu achten aut: 
Geschäftsberichte, Bergwerke, Hütten, 
Zuckerſabriken. 

Verlosungen: 

10. August: Oesterreichische Allg. 
Bodenkredit - Anstalt 3% 100 Glid. 


Präm.-Pfandbr. (1880), Panama- Kanal 
400 Fr. 20. August: Congo 100 Fr. 
(1888), 3% Pariser 400 Fr. (1910). 
22. August: 3% Crédit foncier de 
France Comm. - Obl. (1906, 1912). 
| 25. August: 21/,%, Pariser II. Metr.- 
| Eisenb.-Anl. (1904). 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markitage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an deu betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Aursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. 
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mit der Steigerung der heimischen Produktion in letzter kungen nicht aufkommen lassen und es finden sich daher 
Zeit zurückgegangen war und auch im Zusammenhang leichte Rückgänge eigentlich nur bei den Balkanvaluten, 
mit mancher Ausfuhrerschwerung, welche neutrale Nachbar- während Schweizer Franken eine mässige Steigerung auf- 
länder eintreten liessen, zuletzt auch durch das deutsche weisen. Im Sortengeschäft besteht weiter der starke 
Tabakeinfuhrverbot ist der Bedarf an Valuta seit einigen Materialmangel in Rubelnoten; es ist zu hoffen, dass mit 
Wochen etwas geringer und es tritt gelegentlich auch in dem Beginn der Tätigkeit der neugegründeten Darlehns- 
einigen Devisen als Folge unserer Exporttätigkeit ein kasse der Ostbank für Handel und Gewerbe eine Milderung 
gewisses Angebot hervor. Die regulierende Tätigkeit der in diesem Zahlungsmittelmangel für Polen eintritt. 
Reichsbank hat aber auch weiterhin nennenswerte Schwan- Justus. 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 

Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) a 

Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 

über die Qualität von Wertpapieren. Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 

nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskunfterteiluog ist jedoch eine durchaus freiwillige 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


W. F. Anfrage: Können Sie mir ein ausführliches Frau F. J. in K. Anfrage: Würden Sie die Güte 
Werk über das Gebiet der Kontrolle und Revision haben und mir ein Buch kleineren Umfangs „Ratgeber 
im Bankgeschäft empfehlen“ für kleine Kapitalisten“ empfehlen? 

Antwort: Wir empfehlen für Ihren Gebrauch folgende Antwort: Wir empfehlen Ihnen für Ihre Zwecke 
Werke: Buchwald, Technik des Bankbetriebes (6 M ); Karl das soeben erschienene Werkchen „Durch die Bank“, ein 
Porges, Die Kontrolle bei der Manipulation und Buch- Unterweisungsbuch für jedermann, besonders für die 


führung in Banken usw. (2,40 M.); R. Beigel, Theorie Frauenwelt (1 M.). Grössere Abhandlungen sind weiter- 
und Praxis der Buchführungs- und Bilanzrevision (7 M.); hin Arthur Norden: Kapitalsanlagen (6 M.). G. Obst: 
Robert Stern, Repertorium für Bank- und Sparkassen- Kapitalsanlage und Vermögensverwaltung (1,20M.). P.Ch. 
prüfungen (4 M.); C. Porzig, Die Technik der Bücher- Martens: Wie man sein Geld vermehrt (2,40M.). J. Böttger, 
und Bilanzrevision (1 M.). Geldanlage und Vermögensverwaltung {2,75 M.). 


Neue Literatur der Mofksmwirtfchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Zeitschrift für Handelswissenschaftliche For- haltung einer Kolonialwaren-Gresshandlung. Von Bruno 
schung. Herausgegeben von E. Schmalenbach, Siltmann», Dozent au der Handelshechschule Königsberg. 
Prof, der Handelstechnik an der Handelshochschule Heft 9/10. Organisation und Buchhaltung einer 
Cöln Leipzig 1916. Verlag von G. A. Gloeckner. Kolonialwarengrosshandlung (Schluss), — Geschäftsauf- 
Preis für das Halbjahr 6, — A. sicht zur Abwendung des Konkursverfahrens gemäss Ver- 

Heft 7/8. Die Bilanz im Lichte der Veranlagungsbehör- ordnung vom 8. August 1914. Von Amtsrichter G. Oetels- 
den. Schuldentilgung und Einkommen. Von E. Schmalen- hofen. — Organisation und Buchführung von Betriebs- 
bach — Revisionsverbände für Mittelstandsgeschäfte. krankenkassen (Fabrikkrankenkassen). Von Richard 


Von Dr. Julius Hirsch. — Organisation und Buch- Bühler. 


Generalversammlungen. 


(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Actien-Zuckerfabrik Fallersleben, 21. 8, ~=, crostitz F, Oberländer, Aktiengesellschaft, Klein- 
2. 8. e Adler Kaliwerke Aktiengesellschaft, Ober- crostitz, 31. 8., 28. 8., 5. 8. Blintendorfer Schiefer- 


röbling am See, 18. 8., 16. 8., 28. 7. è Aktiengesell- und Kunststeinwerke Aktiengesellschaft, Blintendorf 
schaft für Lackfabrikation, Hamm, 26. 8., 23. 8.. b. Gefell (Vgtld.), 30. 8., 26. 8., 9. 8. Boden- 
5. 8. e Aktiengesellschaft für Metallindustrie vormals Aktiengesellschaft, Steglitz, 26. 8., 21. 8., 1. 8. e 
Gustav Richter, Pforzheim, 2. 0, 30. 8., 21, 7. è Braunschweigische  Maschinenbau-Anstalt, Braun- 
Aktiengesellschaft Mannheimer Liedertafel, Mann- schweig, 6. 9., 31. 8., 1. 8. e Bremervörder Mühlen- 
heim, 25. 8, —. 10. 8. e Aktieselskapet Bergens werke Akt.-Ges. vorm. IIerm. Hagenah, Bremer- 


elektriske Sporvei, Bergen/Norwegen, 24. 8., 2 vörde, 4. 9., —, 11.8. e F. W. Busch, Aktiengesell- 
3. 8. e Albert-Theater Aktiengesellschaft, Dresden, schaft, Lüdenscheid, 23. 8., 18. 8., 29. 7. 


23. 8, —, 31. 7. e Anhalter Tapetenfabrik Ernst Centralbank für Eisenbahnwerte, Berlin- Dahlem, 
Scherz Akude esde snan Dessi LORS aOR 1.9., 28. 8 3.8. e Chemische Fabrik Freiburg A.-G., 
1. 8 Freiburg j. B.. 12. 8., 8. 8., 28. 7. e Cheviot- und 
Bankverein Göttingen Akliengesellschaft, Göt- Lodenfabrik Schwaig, Aktiengesellschaft, Schwaig 
tingen, 30. 8, 29. 8, 4. 8. e Berliner Baubank B. fans 19785, 15. 8, 2 8. 0 
Aktiengesellschaft, Berlin- Wilmersdorf. 29. 8, A ‚Dampfschiffsreederei „Horn Aktien-Gesell- 
26. 7. è Berliner Jute-Spinnerei und Weberei, Berlin- schaft, Lübeck, 28. 8, —, 7. 8. e Deutsche Dampf- 


Stralau, 31. S., 28. 8, 9. 8. „ Bierbrauerei Klein- fischereigesellschaft „Nordsee“, Bremen, Norden- 


hami 3il. se 
fabrik A.-G., Plauen, 


28. 8, 7. 8. e Deutsche Gardinen- 
29. 8., 25. 8., 1. 8. e Deutsche 
Kranken- und Sterbe-Versicherüngs-Anstalt a. G., 
Berlin, 2. 9. 3. 8. e Deutsch-Tripolitanische 
Handelsaktiengesellschaft, Hamburg, 29. 8., 26. 8., 
ir 8: e Dorstener Bank Aktiengesellschaft, "Dorsten 

Westf., 29. 8., 25. 8., 5. 8. e Dresdener Gardinen- 
Spitzen-Manufactur, Actiengesellschatt, Dobritz 
b. Dresden, 30. 8., — 8. 8. e Dürerbund, Werkbund- 
Genossenschaft, Einkauf, Herstellung und Verkauf 


von Wertarbeit fürs deutsche Haus, e. G. m. b. H., 
Hellerau, 30. 8., —, 7. 8. 
Eisenwerk B 26. 8, —, 10. 8. „ 


Elsässische Kalk- 
Bund Actienges., 


und Ziegelfabrik vorm. Reis & 
Strassburg el EST 


8. 8. „ Elsässische Kraftwerke Aktiengesellschaft. 
Schlettstadt i. E., 31. 8., 27. 8., 11. 8. e Ems-Lots- 
Gesellschaft, Emden, 28. 8., 25. 8, 10. 8. e Er- 


furter Mech. Schuhfabrik A. E Erfurt- Ilversgehofen, 
2, O e S EDS 
Fabrik für Eisenbahnbedarf Brenne, Hangarter 


& Cie., Aktien- Gesellschaft, Haspe i. W., 11. 9. 
5. 0., 4. 8. 

Gasanstalt Mügeln Akt.-Ges., Mügeln, 28. 8., 
—, 3. 8 e Gas- und Elektricitätswerke Bolchen 


A.-G., Bremen, 23. 8., 20. 8, 5. 8. è Gas- und Elck- 
trizitäts-Aktien-Gesellschaft „Brema“, Bremen, 26. 8., 
23. 8., 31. 7. e Gas- und Elektricitätswerke Cölleda 
Aktien-Gesellschaft, Bremen, 23. 8., 20. 8., 4. 8. è 
Gaswerk Arolsen Aktiengesellschaft, Bremen, 2308, 


19. 8, 4. 8. e Gaswerk Gifhorn A.-G., Bremen, 
28. 8, 21. 8., 7. 8. e Gaswerk Gross- u. Klein- 
Räschen Aktiengesellschaft, Klein-Räschen, 23. 8., 
19. 8., 31. 7. e Gaswerk Rietschen O.-L,, Aktien- 
gesellschaft, Pee ila Eh A T Sa Dr 8. 
Geestemünder Creditbank, Geestemünde, 208 


30. 8., 10. 8. e Genthiner Actien-Brauerei zu Gen- 
thin, 21. 8, 19. 8, 28. 7. „ Gewerkschaft des 
Eisensteinbergwerks „Paul“ zu Triebel, 7. 8., 


28. 7. e Gladbacher Wollindustrie Aktiengesellsc haft 
vorm. L. Josten, M.-Gladbach, 2. 9., 31. 8., 31. 7, 
e Guhrauer Stärkefabrik Aktiengesellschaft, Nechlau, 
20 8.22 8% 1 

Hamburg Bremer Feuer-Versicherungs-Gesell- 
schaft, Hamburg, 25. 8., 22. 8., 5. 8. e Hammonia 
Stearin-Fabrik, Hamburg, 29. 8. = mw S.hsger Hier 
mann Herzog & Co., Aktiengesellschaft, Neugers- 
dorf, Dresden-A., 26. N 8. 20. 7. è Holzstoff., 


Lederpappen- und Papierfabrik zu Wasungen a. d. 

Werrabahn, 26. 8., 23. 8., 28. 7. 
Ilmebahn-Gesellschaft. Dassel, 26. 8., „20. 6. 

e Industrie-Land Aktiengesellschaft, Ban 20. 8., 


19. 8., 25. 7. e Internationale Panorama- und Auto- 
maten- Aktien-Gesellschaft, Düsseldorf, 29. 8, —, 
El 76 


Gebrüder Junghans A.-G., Uhrenfabrik, Schram- 


berga 5 ol a OL DL Ma 

Kaliwerke Adolfs Glück“ A.-G., Lindwedel 
(Prov. Hannover), 19. 8, 14. 8., 28. 7. e Kamm- 
garnspinnerei Liebschwitz a. d. Elster, 19. 8., — 
9. 8. e Kartoffelflockenfabrik Akt.-Ges., Pretzsch 
(Elbe), 27. 8, —, 9. 8. e Kellinghusener Dampf- 
mühle Actiengesellschatt, Kellinghusen, 25. 8, — 
4. 8. „ Kleinbahn-Aktiengesellschaft Kiel- Schön- 
berg, 5. 9., 1. 9, 9. 8. e Kleinbahn-Aktiengesell- 
schaft, Kiel-Segeberg, 5. 9., 1. 9., 9. 8. e Kölner 


Actien-Gesellschaft für Krankenpflege, Cöln, 28. 8., 
7. 8. e Königin Marienhütte, Acticn-Gesellschaft, 
Cainsdorf/Sa,, 29. 8., 23. 8., 3. 8. „ G. A. Krause 
& Co. A.-G., München, 30. 8., 26. 8., 3. 8. e Kunst- 


anstalt (vormals Gustav W. Seitz) A.-G., Wands- 
bek-Hamburg, 30. 8., 27. 8., 3. 8. 
Lahrer Strassenbahn-Gesellsch: ie nina I, Nah, 


Ale Br Ah Te ON amde: 
tungs-Genossenschaft 


Moorkultur & Tleideverwer- 


eG: In. br osmälntels 
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Oelmühte Aktien- 


14. 8., 29. 7. e Lübecker 
Lübeck, 24. 8., 


gesellschaft (vorm. G. E. A. Asmus), 
. 

Maschinenfabrik Rockstroh & 
A.-G., Dresden-Heidenau, 29. 8., 24. 8, 3. 8. e 
Mechanische Treibriemenweberei und Seilfabrik 
Gustav Kunz Aktiengesellschaft, Treuen i. S., 26.8., 
de e e Mecklenburg- Pommersche Schmal- 
spurbahn, Aktien-Gesellschaft in Friedland (Mecklg.), 
21. 8., 17. 8., 31. 7. e Mittelrheinische Bank, Duis- 
burg, 28. 8., 24. 8, 8. 8. e Münden-Hildesheimer 
Gummiwaren-Fabriken Gebr. Wetzell Actien-Gesell- 
schaft, Hildesheim, 25. 8., 24. 8., 9. 8. 

Norddeutsche Hütte Aktiengesellschaft, Os- 
lebshausen b. Bremen, 24. 8., 21. 8., 3. 8. e Nord- 


Schneider NT. 


deutsche Tricotweberei vorm. Leonhard Sprick 
& Co. A.-G., Berlin, 1. 9., 28. 8, 5. 8. e North 
British Rubber Company Akt.-Ges., Berlin, 28. 8., 


—, 5. 8. e Nürnberg-Fürther Transport- Gesellschaft 
und Lader-Corporation a E auf 
Aktien, Nürnberg, 5. 9., 3. 9., 8. 

Oberbilker E A.-G., Düssel- 
dorf, 5. 9., 31. 8., 28. 7. e Obst- und Gemüsever- 
wertung Gross-Berlin e. G. m. b. H., Berlin, 17. 8., 
8. e Oelwerke Stern-Sonneborn Actien-Ge- 
sellschaft, 25. 8., 15.—22. 8., 2. 8. e Oldenburger 
Möbel-Magazin, Oldenburg, 19. 8., 16. 8., 2. 8. 

Papier- und Tapetenfabrik Bammental A.-G. 
Bammenthal, 19. 8, 15. 8., 28. 7. e Petuelsche 
Terrain-Gesellschaft, Aktien-Gesellschaft, München- 
Riesenfeld, 30. 8., 27. 8., 5. 8. e Pfeiffer & Schmidt, 
Aktiengesellschaft, Magdeburg, 17. 8., 14. 8., 28.7. 
è Porzellan-Industric-Aktiengesellschaft Berghaus, 
Auma/Th,, 30. 8., 26. 8., 31. 7. e A. Prang, Dampf- 
u. Wassermühlenwerke, Gumbinnen, 6. 9., 2. 9., 8.8 

Rheinische Aktiengesellschaft für Braunkohlen- 
bergbau und Brikettfabrikation, Cöln, 2. 9., 27. 8., 
1. 8. e Rheinische Lederwerke, A.-G., Saarbrücken 1, 
19. 8., 15. 8., 28. 7. e Moritz Ribbert, Actiengesell- 
schaft zu Hohenlimburg, 2. 9., 30. 8., 2. 8. e Roto- 
phot Aktiengesellschaft für graphische Industrie, 
Berlin, 22. 8, —, 31. 7 

Sächsische Gussstahlfabrik Döhlen b. Dresden, 
30. 8., 27. 8., 5. 8. e Schwartauer Honigwerke und 
Zuckerraffinerie, Aktiengesellschaft, Bad Schwartau, 
25. 8, 21. 8, 2. 8. e Stahlwerk Becker Aktien- 
gesellschaft, Willich, 28. 8., 23. 8., 5. 8. @ Strass- 
burger Strassenbahn-Gesellschaft, Strassburg, 22. 8., 
19. 8., 29. 7. e Sylter Dampfschiffahrt-Gesellschaft 
A.-G., Westerland, 2. 9., 30. 8., 7. 8. 

Terraingesellschaft Neu-Westend Aktiengesell- 
schaft, München, 31. 8., 28. 8, 7. 8. Tuchfabrik 
Gladbach Aktiengesellschaft, M.-Gladbach, 2. 9., 
20 TR 

Gebrüder Unger, Aktiengesellschaft, 
ES A le Ben alle Ua 

Vereinigte Feilenfabriken Berlin-Magdeburg 
Act.-Ges., 14. 8., —, 28. 7. e Vereinigte Leobschützer 
Mühienwerke, Aktiengesellschaft, Leobschütz, 4. 9., 
30. 8., 4. 8. e Vereinigte Werkstätten für Kunst im 


Chem- 


Handwerk A.-G., Bremen, 28. 8, 24. 8, 2. 8. „ 
Vogtländisches Elektrizitätswerk, Bergen i. V., 
30,8% 20:88 RS 


Waggonfabrik Jos. Rathgeber, Actien-Gesell- 
schaft, München-Moosach, 26. 8., 20. 8, 2.8. „ 
August Wegelin, Aktiengesellschaft für Russfabri- 
kation und chemische Industrie, Cöln, 4. 9., 30. 8., 
10. 8. e Württembergische Cattunmanufaktur, Hei- 
denheim a. d. Brenz, 29. 8., 


Zuckerfabrik Brühl, 30. 8., —, 5. 8. e Zucker- 
fabrık Jule les senses e e ee 
Jülich, 31. 8., 28. 8., 7. 8. e Zuckerfabrik Niederhone 
A-G, Niederhone, 29. 8. — 10, 8. e Zucker- 
fabrik Schottwitz, 2. 9., —, 11. 8 e Zuckerfabrik 
Sobbopalag2 185, 22785098, 


Verantwortlich für den re laktionellen Teil: Ir. P. Ertel-Berlin 


